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Deutſch euglſhe Verſlündigung.

Der Jmperialismus iſt das Hindernis!
Die Anbahnung einer Entſpannung zwiſchen

Deutſchland und England iſt einer der beliebteſten
Erörterungsgegenſtände der Preſſe in beiden Ländern. So iſt
es denn begreiflich, daß der Leiter der Monatsſchrift Nor d
und Süd, Herr Profeſſor Ludwig Stein, auf den Ge-
danken verfallen iſt, eine Art engliſch-deutſcher Enquete über
dies zeitgemäße Thema zu veranſtalten, in dem er eine Reihe
von leitenden Politikern beider Länder zu Meinungsäuße-
rungen über die Frage der Entſpannung aufgefordert hat.
Jm Juniheft ſind bereits die engliſchen, im Juliheft wurden
die deutſchen Beiträge veröffentlicht, doch wurden einige dieſer
Meinungsäußerungen davon bereits der Tagespreſſe zugäng-
lich gemacht, ſo daß man ſich einen Ueberblick über die An
ſchauungen, die in dieſen Kreiſen vorherrſchen, bilden kann.

Allzu tiefgründig konnten die Verfaſſer ihre Gutachten nicht
abfaſſen, da ihnen nur einige Seiten zur Verfügung ſtanden.
So leidet denn natürlich dieſe Veranſtaltung unter den Nach
teilen der Senſationsmache, der es mehr darauf ankommt,
durch bekannte Namen bei dem kaufluſtigen Publikum Jnter-
eſſe für die Zeitſchrift zu erwecken, als ſachliches Material zur
Begutachtung einer wichtigen Frage herbeizuſchaffen.

Die meiſten Lieferanten von Beiträgen haben ſich dann auch
auf allgemeine Verſicherungen ihrer innigen Friedensliebe
und des Wohlwollens auch für das andere Land beſchränkt.
Friedensfreunde auf dem Papier und in Worten ſind ſie näm
lich alle durch die Bank, auch diejenigen Herren, die in ihrem
Lande die eifrigſten Betreiber der Kriegsrüſtungen ſind und
damit die Aufrechterhaltung des von ihnen umſchwärmten

edens auf das äußerſte gefährden. Einige kommen der
rage näher, indem ſie gewiſſen friedensgefährdenden Erſchei

nungen im öffentlichen Leben zuleibe gehen. Bemerkenswert
iſt es aber, daß ſie immer nur die Splitter in des Nachbarn
Auge und nicht den Balken im eigenen Auge ſehen.

Was dieſe Enquete aber vor allem auszeichnet, iſt, daß die
Sozialiſten darin durch völlige Abweſenheit glänzen. Das
iſt ja begreiflich bei dem Charakter des Blattes. Es wird
aber auch mit keiner Silbe in den abgedruckten Betrachtungen
erwähnt, daß tatſächlich die Sozialiſten der beiden Län-
der wie ihre Geſinnungsgenoſſen in der ganzen Welt es
waren, die durch praktiſche Vorſchläge in den Parlamenten
wirklich mit der Tat der Kriegsgefahr zuleibe gegangen find
und bei dieſen Bemühungen auf den zuſammengeballten
Widerſtand der platoniſchen Friedensſchwärmer in den
bürgerlichen Parteien ſtießen. Nur ein Engländer, auf deſſen
Worte wir noch zurückkommen werden, betont wenigſtens, daß
die Arbeiterſchaft überall ſich für den Frieden mit Ernſt ins
Zeug legt.

Die eigentlichen Vertreter der herrſchenden Klaſſen diesſeits
wie jenſeits der Nordſee ſuchen indes bezeichnenderweiſe ihre
eigene friedensgefährdende Politik mit Bezichtigungen der
Politik des anderen Landes zu rechtfertigen, wobei ſie in er
ſtaunlicher Weiſe daneben hauen. So polemiſieren dieſe
friedensbegeiſterten Kriegstreiber völlig aneinander vorbei.

Zur Erläuterung deſſen mögen hier der Engländer Bal
four und die deutſchen Großinduſtriellen Stinnes und
Thyßen dienen.

Herr Balfour, der frühere konſervative Premierminiſter,
erblickt die größte Gefahr darin, daß maßgebende Kräfte in
Deutſchland darauf hinarbeiten, die „Landkarte Europas um
zugeſtalten“. Er befürchtet alſo eine deutſche Eroberungs-
politik nach napoleoniſchem Muſter und meint, England könne
im Jntereſfe der europäiſchen Freiheit dabei unmöglich ruhig
zuſehen.

Nun mag es unter den all deutſchen Phantaſten
Leute geben, die vor ſolchen Eroberungsplänen nicht zurück
ſchrecken. Herr v. Kiderlens Enthüllungen über das alldeutſche
Projekt einer Eroberung der Rhonemündung iſt ein Beweis
dafür. Aber gegen ſolchen Blödſinn hat man immerhin nicht
bei den maßgebenden Politikern der herrſchenden Klaſſen in
Deutſchland Front zu machen. Denen ſpuken ganz andere
Pläne im Gehirn. Sie erſehnen für Deutſchland ein Wieelt-
reich, wie die engliſche Eroberungspolitik es für England
zuſammengeraubt hat. Bei dieſen imperialiſtiſchen Plänen
außerhalb Guropas erwecken ſie aber den Wiederſpruch Eng
lands auch wo ſie es nicht darauf abgeſehen haben, den Eng-
ländern einen Teil ihrer eigenen Kolonien abzujagen. Des-
halb werden von den deutſchen Jmperialiſten mit Feuereifer
die Flottenrüſtungen gegen England betrieben.
Es fällt ihnen aber natürlich gar nicht ein, das einzugeſtehen.
Sie ſchützen als Grund für die deutſchen Flottenrüſtungen
bloß Verteidigungszwecke vor.

So begegnen ſich die beiden Groß induſtriellen Stinnes
und Thyßen in der Ausmalung der Veſorgnis, daß England raſte um duke einen S die ſtetig gefährlicher wer

dende Konkurrenz der deutſchen Induſtrie auf dem Weltmarkt
vernichten. Auch das iſt daneben gehauen. Dem engliſchenInduſtriellen und Kaufmann mag die deutſche Konkurrenz

recht unbequem ſein. Aber auch mit der nicht minder gefähr
lichen amerikaniſchen und franzöſiſchen haben ſie zu rechnen.
Und ſo viel Verſtand kann man den herrſchenden Klaſſen in
England ſchon zutrauen, daß ihnen die ne des r
lichen Wettbewerbs in Handel und Verkehr nicht als

für einen Krieg erſcheint. Die engliſche Sorge, die den
Flottenrüſtungen und Flottenkonzentrationen in der Nordſee
zugrunde liegt, erwächſt nicht aus der induſtriellen, ſondern
aus der imperialiſtiſchen Konkurrenz. Die engliſchen Macht-
haber haben Angſt vor einen deutſchen Angriffskrieg.

Alſo der Jmperialismus hüben wie drüben iſt es,
der hinter dem gegenſeitigen Argwohn und der gegenſeitigen
Anfeindung ſteckt. Und nichts iſt bezeichnender, als daß unter
den Vertretern der kapitaliſtiſchen Parteien, die in Nord und
Süd zu Worte kommen, kein einziger dieſem wirklichen Grund
der Kriegstreibereien zuleibe geht. Charakteriſtiſch iſt das,
aber auch begreiflich, denn der Jmperialismus wurzelt im
Kapitalismus ſelbſt. Vom Jmperialismus ſind mehr
oder weniger alle kapitaliſtiſchen Politiker angeſteckt. Sie
folgen deshalb, wenn ſie die Jmperiaſiſten des anderen Lan-
des befehden, einem inneren Drang, der aus ihren Grund-
anſchauungen herauswächſt, daß ein großes Land und Volk
ſich möglichſt viele andere Länder und Völker mit Waffen-
gewalt oder Liſt unterwerfen muß. Was wir vor uns ſehen,
iſt alſo der Kampf der engliſchen und deutſchen Beutepolitiker
um die imperialiſtiſche Beute, Die gegenſeitigen Bezich-
tigungen ſind nur Masken für den eigentlichen Zweck des
Streites. Man kann deshalb auch nicht durch irgend welche
allgemein gehaltenen Friedensſalbadereien dieſer wachſenden
imperialiſtiſchen Fehde das Waſſer abgraben. Will man der
Möglichkeit eines Weltkrieges ernſtlich zuleibe gehen, ſo muß
man den Jmperialismus, die internationale Unter-
drückungs- und Ausbeutungspolitik, grundſätzlich be-
kämpfen. Dazu ſind aber die Vertreter der kapitaliſtiſchen
Parteien ſowohl in England wie in Deutſchland außerſtande.
Nur die Sozialdemokratie iſt als Todfeindin des
Kapitalismus auch dem Jmperialismus in allen ſeinen Ver
gzweigungen entgegengetreten und hat glücklicherweiſe dafür

3 wachſendes Verſtändnis bei den Arbeitern Europas ge
nden.
Auf dieſe Tatſache, daß die Arbeiter ſich immer klarer

werden über die Verderbnis des Krieges, und daß in ihrer
Gegnerſchaft gegen den Krieg die beſte Friedensbürgſchaft
liegt, hat wenigſtens einer der Artikelſchreiber, der Engländer
Lord Weardale, hingewieſen, obſchon auch er natürlich als
Urgrund des Kriegsübels den imperialiſtiſchen Wettbewerb
nicht anerkennt. Er ſchreibt von dem Widerſtand der Ar-

beiter gegen den Krieg: „Jhre Stimme mag vorderhand noch
wenig Gewicht und Autorität für die Geſtaltung der Politik
ihrer Regierungen in bezug auf internationale Fragen haben.
Aber am Tage der Abrechnung, wenn das Urteil der Oeffent
lichkeit über das Netto- Reſultat ſelbſt eines ſiegreichen Feld-
zuges angerufen werden muß, wird jäh und zerſchmetternd
das Verdikt jener hereinbrechen, die arbeiten

Es iſt Aufgabe der Sozialdemokratie, dieſe
erfreuliche Einſicht in immer mehr Köpfe
hinein zu hämmern.

Politiſche Ueberſicht.
Halle a. S., den 1. Juli 1912.

Fortſchrittl. Wahlmanöverin Hagenow-Grevesmühlen.
Auf den mit ſozialdemokratiſcher Stichwahlhilfe in Hagenow-

Grevesmühlen erfochtenen Wahlſieg tun ſich die Fortſchrittler
nicht wenig zugute. Jn den freiſinnigen Blättern werden über
den „Sieg der liberalen Sache“ Jubellieder angeſtimmt, und es
fehlt nur noch, daß man den Beginn einer „neuen liberalen
Aera“ von Hagenow-Grevesmühlen ableitet. Daß man im
Januar, als der Sozialdemokrat Genoſſe Kober mit
dem Konſervativen Pauli in Stichwahl ſtand, ſo „fort-
ſchrittlich“ war, der Junkerpartei zum Mandat zu ver-
helfen, darüber ſchweigt man ſich heute in den freiſinnigen
Siegesgeſängen wohlweislich aus!

Wohl nur deswegen, weil ſie den „Liberalismus“ ihrer An
hänger zu genau kannten, haben die fortſchrittlichen Wahl-
agitatoren diesmal kein Mittel verſchmäht, um den Sozialdemo-
kraten aus der Stichwahl zu verdrängen. Es iſt zwar dabei
nicht immer redlich und lauter zugegangen, aber der „Erfolg“
in Geſtalt des Mandats hat ſich doch eingeſtellt. Oder iſt es
etwa keine unlautere Art, wenn, wie geſchehen, die liberalen
Redner in den ländlichen Wählerverſammlungen ihre
eigenen Parteifreunde als charakterloſe Men-
ſchen hinſtellen, die bei einer eventuellen Stichwahl zwiſchen
dem ſozialdemokratiſchen und dem konſervativen
Kandidaten doch wieder letzterem die Stimme geben würden.
Dieſe Herabſetzung der eigenen Parteifreunde trieben die libe
ralen Wahlredner, um dann daran anſchließend den ländlichen
Wählern vorzuführen, daß mit dieſer Sachlage gerechnet werden
müſſe, aber weil es bei der Stichwahl nur darum gehe, Pauli
dem Reichstage fernzuhalten, ſollten die Leute, unbeſchadet
ihrer politiſchen Geſinnung, ſchon in der Hauptwahl
für den liberalen Kandidaten ſtimmen. Dieſe Methode war,
wohlgemerkt, nicht etwa der Einfall irgendeines untergeordneten
liberalen Wahlagenten, ſondern ſie wurde nach reiflicher Ueber-
legung und ausdrücklicher Verpflichtung der liberalen Wahl-
redner auf ſie von ihnen allen geübt. Die Hilfe, deren Redak-
teur im Wahkkreiſe geweſen, geſteht zu, daß mit dem Schlag-
wort: „Wer Kober (Soz.) wählt, wählt Pauli“
operiert wurde. Und die Voſſiſche Zeitung legt dieſes Geſtänd-
nis ab:

„Die Taktik der Fortſchrittler war verabredeter-
maßen darauf gerichtet, jene Mitläufer von der Sozial

demokratie zu ſich herüberzugziechen, mit der einfachen
Begründung, daß Pauli nur dadurch beſeitig
werden könnte, daß der Fortſchrittler in die Stichwahl käme
Dieſes Agitationsmittel hat ſeine Wirkung nicht verfehlt

Auf dieſes liberale Manbver iſt es zurückzuführen, daß be
der Hauptwahl am 20. Juni auf dem Lande ſozialf
demokratiſche Wähler gleich für den liberalen
Kandidaten geſtimmt haben. Unſeren Genoſſen ſtanden ja in
den ländlichen Bezirken ſo gut wie keine Verſamm
lungslokale zur Verfügung, ſo daß ſie den liberalen
Rattenfängereien nicht genügend entgegenwirken konnten. Un
deshalb gelang es den Liberalen, ſich auf dem Lande ſo viel
ſozialdemokratiſche Stimmen zu erſchleichen, um unſern
Kandidaten aus der Stichwahl zu verdrängen.

Es liegt alſo wirklich keine Urſache für die Fortſchrittler vor
den „Siegeszug des liberalen Gedankens“ zu feiern, wie es das
Berliner Tageblatt tat, den liberalen Kandidaten Sivkovich al
den ſtrahlenden Helden zu verehren, der, „die Verkörperung
eines großen Prinzips“, die trutziglichen mecklenburgiſch
„Ritter“ beſiegt habe.

Nicht geleugnet ſoll werden, daß die ſozialdemokratiſchet
Wähler des 1. Kreiſes, die nicht auf den liberalen Leim ginge

in den Städten kann davon keine Rede ſein; dort haben di
Liberalen das Auslegen der Leimruten übrigens auch gar nich
erſt verſucht über jene liſtige Agitationsmethode de
Liberalen recht ungehalten waren und die Aufforderung de
Landesvorſtandes, für den fortſchrittlichen Kandidaten in de
Stichwahl zu ſtimmen, keineswegs freudig aufgenommen haben

Die freiſinnigen Wahlmanöver in Hagenow-Grevesmühlet
und die ſie begleitenden niedlichen Geſtändniſſe ſind im Grund
genommen nur weitere draſtiſche Charakteriſtiken de
deutſchen Liberalismus und echt fortſchrittlicher Mannestaten

0 dDas amtliche Wahlergebnis der bisherigen
amtlichen Zählung wurden bei der Stichwahl im 1. mecklen
burgiſchen Wahlkreiſe HagenowGrevesmühlen abgegeben fün
Pauli (konſ.) 6970, für Sivkovich (Fortſchr. Volksp.
94283 Stimmen, fünf Ortſchaften fehlen noch.

Wirtſchaftliche Organiſationen als „politiſche“ Vereine
Sächſiſche Gerichte haben bekanntlich den Bauarbeiter-Ver

band und den Brauerei- und Mühlenarbeiter-Verband fü
politiſch erklärt, weil Verbandsbeamte aus ihren Lokalkaſſer
der ſozialdemokratiſchen Partei Beiträge für die Reichstag
wahl zuwieſen, obgleich die Verbandsbeamten dabei im gewiſſe
Sinne eigenmächtig handelten. Als ſie nämlich die Genehmi
gung ihrer Zahlſtellen zu der Geldſpende einholen wollten
wurde ſie ihnen verweigert. Die Gelder mußten infolgedeſſe
zurückgezahlt werden. Trotzdem haben alle Jnſtanzen, von
Schöffengericht bis zum Oberlandesgericht, den Bauarbeite
Verband für politiſch erklärt und der Rückzahlung des Geldes
keinen Wert beigemeſſen. Die Klage gegen den Brauerei un
Mühlenarbeiter-Verband, deſſen Dresdner Zahlſtelle ebenfalls
weil es ſich angeblich um einen politiſchen Verein handele, auf
gefordert wurde, Satzungen und Verzeichnis der Vorſtande
mitglieder einzureichen, ſchwebt noch vor dem Landgericht. Aus
hier iſt die Gewerkſchaft vom Schöffengericht wegen ihre
Weigerung, der polizeilichen Aufforderung nachzukommen, ver
urteilt worden mit der Begründung, daß es ſich um einen pol
tiſchen Verein handele.

Unſere Gerichtsbehörden ſind natürlich völlig objektiv und
werden nun ſchleunigſt auch ſämtliche Unternehmerorgani
ſationen für politiſch erklären, die auf dem Ausfall der Wah
durch Gewährun wen „eldmitteln oder in anderer Weiſe ein
wirkten. Da iſt in der xalverband deutſcher Jnd
ſtrieller mit ſeinen großen Wahlfonds und ferner die Unter
nehmerorganiſation der Brauinduſtrie, der Schutzverband de n
norddeutſchen Brauſteuergemeinſchaft, von dem uns nachträglie
ein Rundſchreiben in die Hand fällt, das jeden Zweifel üb
ſeine „politiſche“ Tätigkeit ausſchließt:

Schutzverband der Norddeutſchen Brauſteuergemeinſchaft u
verwandter Gewerbe.

Berlin, im Dezember 1911.
Vertrau 4 W 9, Schellingſtraße 4.

Jm November 1910 wandte ſich der unterzeichnete Verba
mit einem vertraulichen Aufruf an das norddeutſche Bra
gewerbe zur Schaffung eines ahlfonds. er Appe
hatte die Wirkung, daß ein Betrag von rund 10000 Mk. zu
ſammenkam. Eine Reihe von Firmen hat dem damalige
Aufruf nicht Folge gegeben, teilweiſe weil die Wahlen noch i
weiter Ferne lägen, dann vielleicht auch, weil die Ungewiß
St über die Verwendung der geſammelten Gelder ei

urückhaltung für geboten erſcheinen Lefe.
Der Vorſtand ne Verbandes hat nun in ſeiner an

7. Dezember d. J tattgehabten Sitzung über die Verw
dungsart der Gelder in einer die Intereſſen des norddeutſche
Braugewerbes fördernden Weiſe Beſchluß gefaßt; taktiſch
Rückſichten verbieten es natürlich, hierüber inzelheiten be
kanntzugeben.

Nach der nunmehr erfolgten Stellun ngwe unſeres Vor
ſtandes iſt wohl anzunehmen, daß auch Jhre werte Firme
dem Beiſpiel anderer Mitglieder folgend, zur Jſtchuuns eineBeitrages bereit iſt. Als ungefähren dte ür ſeine Höh
war in dem eingangs erwähnten Rundſchreiben 1 Pfg. pr.
Doppelzentner der im letzten Ge Wittig verbrauchten
Malzmenge angegeben worden, jedoch bleibt ſelbſtverſtändlie
die Demeſſung des Beitrages dem einzelnen ganz anheir

geſtellt. gIndem wir Sie höflich bitten, dem von Jhnen in A
genommenen Beitrag mit Rückſicht auf die Friſt b

t
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Der Streit um die chriſtlichen Gewerkſchaften
iſt auf das Machtwort der Biſchöfe im Zentrumslager beigelegt
worden. Gar nicht erbaut davon iſt aber die andere chriſtliche

Seite, die mit Neid auf die Macht der katholiſchen Kirche blickt,
die dieſe über die katholiſchen Arbeiter und die chriſtlichen Ar
beiterorganiſationen ausübt. Offenbar im Hinblick auf die
Tagung der Gelben in Eſſen hetzt die Tägliche Rundſchau. Sie
weiſt auf die Kundgebungen der katholiſchen Biſchöfe hin und
vergleicht damit die Stellungnahme der chriſtlichen Gewerk-
I ſchaften, um zu folgendem Reſultat zu kommen: „Wir haben
angeſichts dieſer Haltung noch einmal alle die Erklärungen der
Gewerkſchaftsvorſtände durchgeleſen, ob ſich hier eine Garantie

für die proteſtantiſchen Gewerkſchaftler finde, die ſie von den
Weiſungen und Entſcheidungen des Klerikalismus unabhängig
macht. Es fehlt die einfache und entſcheidende Erklärung:
wir haben uns zuſammengetan, der Klerus hat uns als inter-
konfefſionellen Gewerkſchaften keine Weiſungen zu geben, wir
bleiben zuſammen, ſelbſt wenn der Klerus es anders wollte!
Wohl behauptet die Gewerkſchaftskorreſpondenz, der „Papſt gibt
den interkonfeſſionellen chriſtlichen Gewerkſchaften keine
Weiſungen“, aber zugleich wird zugegeben, daß „in dieſer
Streitfrage“ für den katholiſchen Volksteil Papſt und Biſchöfe
die „zuſtändige Jnſtanz“ ſind. Verbietet alſo der Klerus den
katholiſchen Arbeitern den Anſchluß an die chriſtlichen Gewerk-
ſchaften, ſo ſind ſie verloren. Die unerträgliche Abhängigkeit

fehlt ein offizieller Gewerkſchaftsbeſchluß, der hier igrendwelche
Sicherheit böte. Um ſo kräftiger ſollten nun evangeliſche Arbeitervereine und Gewerkſchaftsführer hre Stimme erheben und

in dieſer unbehaglichen Abhängigkeit von den Entſcheidungen
des römiſchen Klerus durch ihre katholiſchen Verbandsgenoſſen
Sicherungen verlangen. Leider ſchweigen die proteſtantiſchen
Arbeiterverbände bisher, und was uns von Aeußerungen chriſt
licher Gewerkſchaftsſekretäre zu Geſicht gekommen iſt, das führt
eine wenig imponierende Sprache. Nicht die Rückſicht auf
den vorausſichtlichen Ausgang dieſes Streites, ſondern die Tat-
ſache, daß hier klerikale Machtanſprüche die Anſtrebung natio-
naler Ziele ſtören, daß evangeliſche Volksgenoſſen in Abhängig-
keit von den Entſcheidungen des römiſchen Klerus geraten,
macht es den berufenen Kreiſen zur Pflicht, zur Wahrung der
nationalen und proteſtantiſchen Jntereſſen in der Gewerk-
ſchaftsfrage auf der Macht zu ſtehen 4Der chriſtliche Gewerkſchaftsſtreit wird alſo noch weite Kreiſe
ziehen. Bald werden die braven Chriſten in Zweifel geraten,
von welchen Stellvertretern Gottes ſie die Sanktionierung
ihrer Gewerkſchaftsarbeit erbitten ſollen, ob von den Ge
ſchorenen oder von den Geſcheitelten.

Ein feiner Ordnungshüter.
Die Taten und Merkwürdigkeiten der Breslauer Polizei

haben ſchon oft die Preſſe Deutſchlands beſchäftigt und das
Rätſel des unaufgefundenen Handabhackers iſt bis auf
den heutigen Tag nicht gelöſt. Was aber“am 28. Juni vor der
zweiten Breslauer Strafkammer über ein Glied dieſer Ord-
nungsbehörde offenbar wurde, das iſt doch geeignet, jede frühere
Leiſtung in den Schatten zu ſtellen.

Es handelt ſich um den mit Orden und Ehrenzeichen ge-
chmückten Schutzmann Robert Kiszewski, der ſeit zehn
ahren den Sicherheitsdienſt der Stadt Breslau verſieht.

Ueber ihn ſtellte der Staatsanwalt folgendes unter Beweis:
Der Schutzmann hat ſeit fünf Jahren die Frau, die ihm elf
Kinder geboren, von denen neun am Leben find, in unglaub-
lich roher Weiſe gemißhandelt. Die meiſten ſeiner
Gewaltakte weiſen eine merkwürdige Aehnlichkeit mit polizei-
lichen Kunſtgriffen auf, wie ſie gegenüber Schwerverbrechern,
die fich widerſetzen, üblich ſind, grenzen alſo an die Folterungen
in ſpaniſchen Zuchthäuſern. Der Beamte ließ z. B. von ſeinem
eigenen Sohne einen Strick holen, mit dem er die ſchwangere

rau an Händen und Füßenfeſſelte, kniete auf
ihrem Leib und ſchlug ſie. Als die ſchwächliche Frau ohnmächtig
war, wurde ein Topf mit kaltem Waſſer geholt, ihr
über den Kopf gegoſſen und die wieder zu ſich Ge
kommene dann mit dem Säbell traktiert. Die Spuren dieſer

EWißhandlungen am Geſäß und Beinen wurden durch das eid-
liche Zeugnis des Arztes Dr. Lomnitz beſtätigt. Ebenſo waren
tagelang die Schwielen und Abſchürfungen ſichtbar, die von
der Feſſelung der Frau mit der Knebelkette,
wie ſie die Schutzleute im amtlichen Gebrauch haben, her-
rührten. Jn ſchwangerem Zuſtande wurde die Frau von ihrem
Manne aus dem Bett an den Haaren herausgezogen, die Betten
wurden auf den Balkon geſchleppt und nur mühſam konnte ſich
die Frierende wieder in den Beſitz der Betten ſetzen. Die Ur-
ſache dieſer Mißhandlung war, daß die Frau die Pantoffeln des
Schutzmannes in Beſitz genommen hattel! Die geladene
Hebamme begzeugte die Roheiten des Mannes gegenüber
ſeiner Frau, die ihm als Tochter eines oberſchleſiſchen Bäcker-
meiſters einige tauſend Mark in die Ehe gebracht hatte, die aber
anſcheinend im Jahre 1907 zu Ende waren, denn um dieſe Zeit
begannen die Mißhandlungen. Für das tiefreligiöſe
Gefühl des Schutzmannes zeugt der in bezug auf ſeine Frau
getane Ausſpruch: Hoffentlich befreit mich der liebe Gott
von dir.“ Die Kinder, die zumeiſt bei dieſen rohen Akten im
Hauſe waren, wurden während der Exekution in der Küche ein

geſchloſſen und der neunjährige Sohn, der in der Vorunter-
ſuchung den Vater ſchwer belaſtende Ausſagen gemacht hatte,
widerrief alles und entlaſtete ihn plötzlich in der Hauptverhand-
lung ſo auffällig, daß ſelbſt der vorſitzende Richter, Landgerichts-
direktor Jenske, unverhohlen der Meinung Ausdruck gab, daß
der Junge von ſeinem Vater beeinflußt ſei.

Der Kommandant der berittenen Schutzleute,
h Polizeikommiſſar Thiele, über deſſen Vorgehen die Breslauer

Arbeiter ſchon oft heftige Beſchwerden erheben mußten, ſtellte
dem Rohling ein gutes dienſtliches Zeugnis aus

Es hätte uns widerſtrebt, die Einzelheiten dieſer Roheits-
gien ziederzugeben, wäre es zur Beurteilung des folgenden

erſpruchs nicht unbedingt nötig. Angeklagt war der

erorganiſation

der evangeliſchen Volksgenoſſen alſo iſt unbeſtreitbar, und bisher

tüchtiger
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führt, gezwungen, während Kaiſerhochs und Heil dir im
Siegerkranz-Geſang im Wahllokal zu bleiben. Als er ſich der
patriotiſchen Kundgebung entziehen wollte, verſtellte man ihm
den Weg mit den Worten:
vorher geht keiner raus, ſonſt gibt's etwas in die Freſſe.“
Später gab der Wahlkontrolleur nur den Schreckſchuß, ab, der
niemand verletzte und am 27. Juni erhielt der Attentäter
einen Mödnat Gefängnis! Am 2. Juni der Schutzmann ſeine
150 Mark!

Die Verurkteilung des Schutzmanns erfolgte von demſelben
Landgerichtsdirektor, der ſeinerzeit dem Genoſſen Löbe ein
Jahr Gefängnis wegen Aufreizung zu Gewalt
tätigkeiten zudiktierte, obwohl damals gegen keinen Men-
ſchen eine Gewalttätigkeit begangen worden iſt.

Die Befähigung zur Bekleidung öffentlicher Aemter wurde
dem Angeklagten auch nicht aberkannt. Er kann weiter „Schutz-
mann“ bleiben!

Deutſches Reich.
Die angefochtene Reichstagswahl in Alzey--Bingen. Jm

8. heſſiſchen Reichstagswahlkreiſe Alzey Bingen wurde der
nationalliberale Arzt Dr. Becker in der Stichwahl mit 12 012
Stimmen gewählt. Sein Gegner, der Fortſchrittler Korell,
erhielt nur zwei Stimmen weniger. Das. Wahlreſultat wurde
angefochten, und der Reichstag beſchloß, Erhebungen anzu
ſtellen. Nach einer Mitteilung des B. T. wurde jetzt amtlich
feſtgeſtellt, daß in dem Sprendlinger Wahllokale von der
Wahlkommiſſion zwei Stimmen mehr protokol-
liert wurden, als Wähler abſtimmten, und daß die im
Gegenproteſte enthaltene Behauptung, zwei mit Namen ge-
nannte freiſinnige Wähler hätten im guten Glauben gehan-
delt, ſie könnten auch bei der Reichstagswahl Doppelſtimmen
abgeben, nicht den Tatſachen entſpricht. Wo die beiden rätſel-
haften Stimmzettel herkamen, bleibt unaufgeklärt. Auch in
anderen Orten des Kreiſes Alzey ſollen die amtlichen Beweis-
erhebungen die im Wahlproteſte angegebenen Anfechtungs-
gründe beſtätigt haben, ſo daß an der Ungültigkeits-
Erklärung der Wahl Dr. Beckers nicht mehr zu zweifeln
ſein dürfte.

Dienſtlich vorgeſchriebene Krankheitsdauer. Jm Reiche
Krätke iſt man ſehr ſparſam, wenn es ſich um das Be
amtenperſonal handelt. Das zeigt erneut dieſer uns aus
Straßburg zugehende Erlaß:
„Kaiſerliche Oberpoſtdirektion.

Straßburg i. Elſ., Mai 1912.
An die V. A. des Bezirks. g

Es, iſt die Wghrnehmung gemacht worden, daß von denAerzien in den Beſcheinthungen über die Erkrankung des

Perſonals häufig recht lange Zeiträume für die boraus
ſichtliche Dauer der Dienſtunfähigkeit der Erkrankten ange-
geben werden. Hierdurch werden die Beamten
leicht verleitet, ſich bis zum Ablauf des im Zeugnis
angegebenen Zeitraums vom Dienſte fernzuhalten, ob
wohl ſie von ihrer Erkrankung ſchon wieder
hergeſtellt ſind. Die V. A. werden deshalb ange
wieſen, in den dazu geeigneten Fällen bei dem behandeln-
den Arzte unter Hinweis auf etwaigen Mißbrauch des
Perſonals darauf hinzuweiſen, daß als vorausſichtliche
Dauer der Dienſtunfähigkeit, abgeſehen von beſonders
ſchweren Erkrankungen ſtets zunächſt nur kürzere Zeit-
räume, z. B. 8 bis 14 Tage angegeben werden. Etwaige
Verlängerungen der Atteſte werden im allgemeinen
nennenswerten Schwierigkeiten nicht begegnen.

Unterſchrift.“
Alſo dienſtlich vorgeſchriebene Krankheitsdauer! Krätke

hat damit den Vogel abgeſchoſſen. Wie ſich wohl die Beamten
und die Aerzte zu dieſer Liebenswürdigkeit ſtellen werden
Werden die Beamten Krätke eine Dankadreſſe für ihre Ein-
ſchätzung als Simulanten und faule Drückeberger ſenden
Und die den Krankenkaſſen gegenüber ſo empfindlichen
Aerzte? Stecken ſie dieſen Eingriff in ihre ärztlichen Funk-
tionen und das damit verbundene Mißtrauensvotum ruhig
ein? Vermutlichl

Was man in Preußen „milde“ Juſtiz nennt. Ein
Straßenbahner hatte während des Straßenbahnerſtreiks in
Königsberg mit einem Stein die Scheibe eines Straßen-
bahnwagens zertrümmert. Niemand war verletzt worden. Am
Sonnabend hatte ſich der Mann vor der Strafkammer wegen
Sachbeſchädigung zu verantworten. Der Staatsanwalt be-
antragte drei Monate Gefängnis. Das Gericht erklärte, der
Angeklagte ſei noch „milde“ zu beurteilen, da er nicht vorbe-

ſtraft ſei. Es erkannte darauf auf ſechs Monate Ge-
fängnis und ſofortige Verhaftung wegen
Fluchtverdachts!

Militäriſche „Erziehungsmethoden“. Vor dem Kriegs-
gericht der 18. Diviſion (A4- on a) hatte ſich der Unteroffizier
der 1. Schioadron des Schleswig-Holſteiniſchen Huſaren-Regi-
ments Nr. 16 zu Schleswig, Peterſen mit Namen, wegen Miß-
handlung Untergebener zu verantworten. Gleich bei Beginn
der Verhandlung, als der Vertreter der Preſſe erſchien, wurde
auf Antrag, des Anklagevertreters wegen Gefährdung der
Diſziplin die Oeffentlichkeit ausgeſchloſſen. Als bei Ver
kündung des Urteils der Vertreter der Preſſe
wieder im Saal erſchien, beantragte der Ver
treter der Anklage abermals, die
lichkeit auszuſchließen. (1) Diesmal
das Gericht den Antrag ab.

Wie aus dem Urteil hervorgeht, hat der Unteroffizier
Huſaren mit Putzkäſten Kniebeuge machen laſſen, einen

lehnte aber

Huſaren mit einem Bügelriemen geprügelt, einen anderen mit
einem Riemen über den Kopf geſchlagen, einen dritten im
Laufſchritt hin und her gejagt und geduldet, daß alte Leute
den Mann mit Kandare und Trenſe prügelten uſw. uſw.

Das Gericht ſah die meiſten Fälle recht milde an. Straf
mildernd wurde in Betracht gezogen, daß der Angeklagte ein

Soldat war und bei einer Schwadron
diente, bei der derartige „Erziehungsmetho-
den allgemein üblich waren. Das Urteil war denn

„Erſt wird ein Lied geſungen und

Oeffent

4.

burger Kaufmann N. Müller erworben, der die Herrſchaft für

en polni ſchen Güteragenten n kaufte. Die
nfiedlungskommiſſion hat alſo das Nachſehen

Frankreich.
Die Marokkopolitik vor dem Parlament. Jn der Deputierten

kammer ſagte Genoſſe Jaurés in der Debatte über den
Protektoratsvertrag für Marokko unter anderem: Die Revolte
von Fez ſei durch das ganze Regime vorbereitet worden. Män
habe den Sultan aushungern wollen, um ihn ſo vollſtändig in

die Hände zu bekommen. Jn welch grauſamer Weiſe ſei der
Aufſtand der Marokkaner unterdrückt worden, die ja doch nur
ihren Boden und ihre Unabhängigkeit verteidigten. Der ſoziali-
ſtiſche Renegat Briwnd rief dazwiſchen: Unſere barbariſch
niedergemetzelten Offiziere vergeſſen Sie, Sie ſind mehr Marok-
kaner wie Franzoſel Jaurss erklärte ſodann, daß ihn die
Expedition des Generals Gouraud mit ſchweren Bedenken er
fülle und kritiſierte den Bericht eines franzöſiſchen Zeitungs-
korreſpondenten, wonach- General Gouraud die Duars und die
Erntefelder der Eingeborenen niederbrennen laſſe, um die Auf-
ſtändiſchen zur Unterwerfung zu zwingen. (Lebhafte Unruhe
bei den Sozialiſten.) Jaures ſchloß: Wir haben die Wahl
zwiſchen einer Politik, durch die die Freiheit der Marokkaner,
eines Volkes von ſechs Millionen tapferer Menſchen, beſchützt
werden kann, und einer Politik der Gewalttätigkeit und der
brutalen Eroberung.

OeſterreichUngarn.
Tſchechiſche Ausſchreitungen in Prag. Während der

Sonnabend des ſtſchechiſchen Sokolenfeſtes ruhig verlief,
iſt es Sonntag vormittag zu den gefürchteten Zuſammen
ſtößen gekommen. Um 9 Uhr begann der Sokolen Feſtzug
unter ungeheurer Teilnahme. Vor dem deutſchen Kaſino
hielten die deutſchen Studenten wie an jedem Sonntag
ihren Bummel ab. Als die Menge der Studenten anſichtig
wurde, nähm ſie ſofort eine drohende Haltung an. Die Stu-
denten wurden beſchimpft und mißhandelt. Die Polizei war
machtlos. Die wüſten Exzeſſe dauerten bis mittags 12 Uhr
an. 22 Studenten wurden mehr oder weniger
ſchwer verletzt.

Jtalien.
Kundgebungen des Volkes gegen die Regierung. Die Er-

regung unter der Bevölkerung wegen der von der jetzigen
Regierung betriebenen Politik nimmt immer ſchärfere For
men an. Am Sonntag kam ſie in Meſſina in einem ge
waltigen Demonſtrationszuge zum Ausdruck, der ſich durch
die Hauptſtraßen der Stadt bewegte. Die Manifeſtanten
ſtießen Rufe aus: Nieder mit Giolittil! Nieder mit
der Verwaltung Man kann dieſe Kundgebung haupt-
ſächlich als einen Proteſt der Bevölkerung gegen die Haltung
der Regierung betrachten, welche bisher keine ernſten Schritte
unternommen hat, um die Lage der durch das letzte große Erd

beben und den Krieg in große Not geratenen Vevölke-
rung einigermaßen zu mildern.

Türkei.
Die militäriſche Erhebung in Albanien. Wie in militäriſchen

Kreiſen Konſtantinopels erzählt wird, forderte die Regierung
Abdullah Paſcha, welcher im Wilgjet Aidin (Kleinaſiem) über
120 Bataillone verfügt, auf, 30 000 Mann umgehend nit der
Bahn. nach Konſtantinopel zu entſenden, von wo ſie zur Be
kämpfung der Militärrevolte nach Albanien geſchickt werden
ſollten. Abdullah antwortete jedoch telegraphiſch, er könne die
gewünſchten Truppen nicht ſenden, da er ſeinen Offiziern habe
ſchwören müſſen, daß er im Kampf gegen die Albaneſen und die
in Albanien revoltierenden Truppen die Regierung nich unter
ſtützen werde. Abdullah ſoll daraufhin abberufen und ar ſeiner
Stelle der frühere Polizeiminiſter Ali Paſcha als Oberkmman-
dant von Aidin beſtellt worden ſein.

Es ſoll ſich „ergeben haben“, daß der größte Teil da Offi-
ziere des 6. Korps einer geheimen politiſchen Geſell
ſch a ft, Hifs-Watan (Schutz des Vaterlandes), angebrt, die

den Zweck hat, die antiliberalen Beſtrebungen des jungti kiſchen
Komitees zu bekämpfen.

Der Wali von Monaſtir, Fehti Paſcha, beſuchte die dortigen
Kaſernen, um die Offiziere zu erſuchen, ſich nicht mit pilitiſchen
Angelegenheiten zu beſchäftigen. Es verlautet, die Offiziere
hätten dem Wali wiederholt, daß ſie zu dem gegen-
wärtigen Miniſterium kein Vertrauen beſäßen.
Die Stimmung richte ſich auch gegen den Kriegemini-

ſt er. Der Wali erblicke deshalb in einen Miniſtervechſel
das einzige Mittel, die Meuterer zur Rückkehr zu bewegen und
die Garniſon von Monaſtir zu beruhigen.

Amerika.
Die Abſtimmungskomödie um die Präſidentſcheftskandi

datur. Der demokratiſche Konvent in Balti-
more nahm Sonnabend morgen 3 Uhr die 14. bis 19. Ab
ſtimmung vor, in der Hoffnung, daß es endlich gelingen
werde, auf einen der Kandidaten die für die Wahl erforder-
liche Zweidrittelmehrheit zu vereinigen. Bei der 14 Abſtim-
mung erhob ſich Bryan und erklärte, er werde Clark ſeine
Stimme ſolange vorenthalten, ſolange die Delegierten von
Neuyork für Clark ſtimmten. Die Neuhorker verträten nur
die Jniereſſen Tammanyhalls und Murphys. Murphy ber-
trete aber nur die Intereſſen der Leute, die auch den republi
kaniſchen Konvent von Chikago zu kontrollieren verſuchten.
Nach der 14. Abſtimmung erhielt Clark 556, alſo etwas mehr
als die Hälfte aller Stimmen. Die 14. bis 16. Abſtimmung
verlief ohne Zwiſchenfall. Nach dieſer Abſtimmung erklärten
die Neuyortere Delegierten, daß ſie Clark erſt nach der 19.
Abſtimmung aufgeben würden.rn e 1. Juli. Die in verfloſſener Nacht abge
haltene Sitzung des demokratiſchen Konvents hat noch kein
definitives Ergebnis gezeitigt. Nach dem 25. Wahlgange war
die Situation folgende: Clark 463, Wilſon 407, Unterwood
112, Foß 48, Marſchall 30, Hammond 29. Die Ausſichten
Clarks ſind nunmehr äußerſt gering. Man glaubt, daß ein
Ausgang zugunſten Wilſons ſich fühlbar 733 wird.
Auch die 27. Abſtimmung verlief erfölglos. Die Ausſichten
Clarks nehmen jedoch zu, ob er aber die Ueberhand über
Wilſon gewinnen wird, iſt noch nicht zu beurteilen.
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Rüſtungen zum Wahlrechtskampfe.

Am Sonntag iſt in Brüſſel der Kongreß der belgäi-
ſchen ſozialiſtiſchen Arbeiterpartei zuſammen-
getreten, der über die Kampfesmittel zur Er-
ringung des gleichen politiſchen Rechtes be
ratet. Fiebernde Erwartung ging dieſer Parteiberatung
voraus, deren Delegiertenzahl ihr Umfang und Rahmen einer
Rieſenvolksverſammlung gab. Nicht weniger als 1500 Dele-
gierte vereinigt der Kongreß, der ſeiner Teilnehmerzahl wie
ſeinem Gegenſtand nach zu einem der bedeutungsvollſten der
belgiſchen Aebeiterpartei zählt. Das Parteivorſtandsbureau
hatte angeordnet und auch vom Plenum die Zuſtimmung er-
halten, daß auch die beruflichen Föderationen und Gewerk
ſchaftszentralen, die der Gewerkſchaftskommiſſion, aber nicht
der Partei angeſchloſſen ſind, zum Kongreß delegieren, ebenſo
lokale gewerkſchaftliche und ſonſtige Arbeiterorganiſationen,
die auf dem Boden des Klaſſenkampfes ſtehen
und von den regionalen Föderationen anerkannt ſind. Jededieſer Gruppen hat indes nur das Recht auf einen Ver
treter mit beratender Stimme.

Als Kongreßvorſitzender wurde vom Generalrat Genoſſe
Wauters, Chefredakteur am Peuple deſigniert. Den Bericht
über die politiſche Situation wird Vandervelde
erſtatten.

Seit dem 2. Juni, ſeit der Zornesexploſion des Maſſen
ſtreiks in den walloniſchen Provinzen, iſt, wie dem Vorwärts
aus Brüſſel geſchrieben wird, die Parteidiskuſſion unausge
ſetzt mit der Generalſtreikfrage beſchäftigt. Bei der
walloniſchen Bevölkerung insbeſondere herrſcht eine Kampfes-
ſtimmung, eine Spannung des Erwartens, eine Dispoſition
zum Losſtürmen.

Zum dritten Male innerhalb eines Zeitraumes von knapp
20 Jahren der erſte Generalſtreik, der das Zenſuswahlrecht
wegfegte, war 1898, der zweite, fehlgeſchlagene, 1902 will
das belgiſche Proletariat, wenn ihm ſein Recht nicht wird,
zur Waffe der allgemeinen Arbeitseinſtellung greifen und ſich
mit einem dritten Hieb endlich ein gerechtes- unverfälſchtes
Wahlrecht holen. Die Debatten und Reſolutionen der großen
Föderationen, der Gewerkſchaftszentralen, der Gewerkſchafts-
kommiſſion, ſchließlich des Parteivorſtandes laſſen voraus
ſehen, daß der Kongreß ein Votum in dem Sinne abgeben
wird, daß der Generalſtreik im Kampfe für eine Verfaſſungs-
rediſion parat zu halten iſt und das Proletariat, ohne ſich
auf ein Datum feſtzulegen, alle Vorbereitungen und
Vorarbeiten zu treffen hat, um alle Chancen für einen
Blutopfer vermeidenden, glücklichen Ausgang zu ſichern.

Jn einer ausgezeichneten Artikelſerie im Peuple faßt deſſen
Chefredakteur, Genoſſe Wauters, in einer plaſtiſch klaren
und logiſchen- Gruppierung der Argumente die Bedingungen

unter welchen ein Generalftreik in der heutigen
Lage der Dinge Ausſicht auf Erfolg verſpricht. Da die Auf
faſſung Wauters mit der anderer führender Genoſſen identiſch
iſt, und auch die Beſchließungen des Parteivorſtandes, der Ge-
werkſchaftskommiſſion, der großen Föderation und Berufs-
organiſationen von derſelben Art der Auffaſſung inſpiriert
ſind, ſei ſie hier in ihren Umriſſen wiedergegeben.

Als Haupterfordernis eines Generalſtreiks, wenn er nicht
in einem unfruchtbaren Proteſtakt verpuffen oder zu einer
bloßen Geſte der Revolte mit einem möglicherweiſe blutigen

inale entarten ſoll, gehört, führt Wauters aus, vor allem
eit, um den Streik vorzubereiten fowohl in bezug auf

die Sicherung des Menſchenmaterials und der Beſchaffung
der Munition, wie der nötigen Beeinfluſſung der öffentlichen
Meinung. Alſo keinen extemporierten, keinen improviſierten,
keinen ungenügend vorbereiteten Streik keinen mit einem

en m; ſondern einen vorbereiteten, planvollen,
organiſierten Streik mit einem feſtgelegten Programm,
mit klaren Richtlinien und ſicheren Berechnungen. Ein Be-
ſchluß, im Juli loszuſchlagen, wäre daher, da alle dieſe Be
dingungen noch zu ſchaffen ſind, Wahnſinn. Es muß von
vornherein damit gerechnet werden, daß ein Generalſtreik
wochenlang dauern kann. Nichts wäre ſchlimmer, als ein Ab-
bruch infolge Erſchöpfung der Kräfte. Es gilt alſo die Kaſſen
der Organiſationen zu füllen, Fonds zu ſammeln, Hilfskaſſen
zu organiſieren, den ganzen Parteiapparat einſchließlich der
Genoſſenſchaften und Krankenkaſſen in Bewegung ſetzen, da
mit der Hunger nicht alle Feldzugspläne zunichte macht. Denn
wenn auch, wie verſchiedentlich vorgeſchlagen wurde und was
bei dem Opfermut der Arbeiter zu erwarten iſt, die erſten
vierzehn Tage etwa keine Unterſtützung verabfolgt wird, ſo
ſind doch große Fonds vonnöten, zumal der diesmalige Gene-
ralſtreik den erſten, der ſchon 300 000 Arbeiter in die Be
wegung zog, überragen würde und auch müßte. Und dann:
der Generalſtreik muß methodiſch, in vollſter Diſziplin in
Szene geſetzt und vollführt werden. Die 125 000 organiſierten
Arbeiter werden leichthin der Taktik und der Parole der
Partei folgen. Die große Maſſe der übrigen Arbeiter aber
muß mit dieſer Taktik infiltriert werden, damit nicht durch
Spitzelmanöver die Volksbewegung abirrt, das Ziel der
Aktion, ja das ganze Parteiwerk gefährdet wird.

Aber nicht allein um die Geiſter vorzubereiten, die Diſzi-
plin zu feſtigen und die Kriegsmunition zu beſchaffen, wäre
ein frühgzeitiges Losſchlagen, etwa im Juli bei Kammer-
beginn, eine böſe Unvorſichtigkeit. Der politiſche
Moment an und für ſich wäre ungünſtig. Es
iſt notwendig, daß die Volksbewegung mit einer entſprechen-
den parlamentariſchen Situation zuſammenfällt. Die Kam-
mer tritt nun zu einer außerordentlichen Seſſion zuſammen
und hat keine andere Verpflichtung, als die Gültigkeits-
erklärung der Mandate und die Konſtituierung vorzunehmen.
Dann kann die Regierung die Seſſion für geſchloſſen erklären
und der parlamentariſche Mechanismus iſt derart, daß die
Regierung auch die geſchickteſte Obſtruktion nicht zu einer
Stellungnahme zwingen kann.

Fügen wir dieſen Ausführungen noch hinzu, daß der Be
richt des Parteivorſtandes an den Kongreß in denſelben Richt-
linien gehalten ſein wird, wie die hier umriſſenen. Die Par-
tei will einen friedlichen, einen wohlvorbereiteten General-
ſtreik; ſie verwirft die Dekretierung eines Generalſtreiks für
den Juli und befürwortet die Gründung eines aus Dele-
gierten aller großen politiſchen und wirtſchaftlichen Organi-
ſationen gebildeten Komitees, das unverzüglich alle Maß

nahmen zur Vorbereitung des Generalſtreits zu treffen hat.

Die Partei wirxd, ſobald ſie die Ueberzeugung haben wird, daß
die Arbeiterſchaft bereit und der Moment t günſtig iſt, die
Parole für den Generalſtreik ausgeben. Jn ähnlichemSinne iſt auch die Reſolution der Brüſſeler Föderation
gehalten.

Die Beſchlüſſe des Kongreſſes.
Ueber die Verhandlungen und Beſchlüſſe des Kongreſſes

liegt uns ein Bericht von parteigenöſſiſcher Seite noch nicht
vor. Ein bürgerliches Depeſchenbureau meldet:

Brüſſel, 1. Juli. Geſtern hat in Brüſſel der außer
ordentliche Sozialiſtenkongreß ſtattgefunden, der über den
Generalſtreik beraten ſollte. Eine Tagesordnung wurde
angenommen, die die Kammerabgeordneten verpflichtet, ſofort
nach Eröffnung des neuen Parlaments den Antrag auf
Aenderung der Verfaſſung einzubringen und das
allgemeine Stimmrecht in dieſer Verfaſſungsände
rung zu verlangen. Ferner wurde als Kampfmittel der
Generalſtreik beſchloſſen, jedoch jede Feſtſetzung des
Zeitpunktes vermieden.

Wirtſchaft und Taktik.
Die wirtſchaftliche und politiſche Zerſetzung Württembergs.

I.

Als politiſcher Wetterwinkel“ Deutſchlands wurde
auf dem 2. Jenger Parteitag 1911 Württemberg bezeichnet.
Die parteipolitiſchen Differenzen in Württemberg haben die
Parteigenoſſenſchaft Deutſchlands in den letzten Jahren wieder
holt und intenſiv beſchäftigt. Mit Sorge ſchauten vor der
Reichstagswahl viele Parteigenoſſen im Reich nach Württem-
berg. Man befürchtet als Folge dieſer Differenzen eine
Schwächung der Partei, insbeſondere den Verluſt des Stutt-
garter Wahlkreiſes.

Der Wahlausfall hat gezeigt, daß die Auseinanderſetzungen
innerhalb der Partei Württembergs dem Wachstum und der
Kampffähigkeit nicht hinderlich geweſen t Die Zunahme
unſerer Wählerzahl überſteigt ſogar das Wachstum unſerer
Wählerſchaft in einigen anderen Gebieten Deutſchlands mit
ähnlicher wirtſchaftlicher und politiſcher Schichtung der Be-
völkerung, aus denen man von ſolchen Auseinanderſetzungen
wenig oder nichts vernommen hat.

Die Stimmenzahl der Sozialdemokratie in Württemberg
ſtieg von 115 722 im Jahre 16007 auf 1ö8 887 im Jahre 1912, das
iſt von 28 auf 32,5 Prozent der abgegebenen Stimmen. Die
Geſamtzahl der Wahlberechtigten in Württemberg nahm ſeit
1907 um 35 229 zu, unſere Wählerzahl um 87615.

Stuttgart Stadt und Amt der am heißeften ittene
Wahlkreis, ſteigerte die Zahl der ſozialdemokratiſchen Stimmen
von 25 090 auf 381 968; die Partei behauptete ihn im erſten
Wahlgange.

Weiter muß doch einmal konftatiert werden, daß die Stutt
garter Parteiorganiſfation ſeit t908, als die Parteileitung an
die vielgeſchmähten Radikalen überging, an Mitgliederzahl
ſich verdoppelt hat. Sie ſtieg von 4000 auf 8000 Mitglieder.
Organiſatoriſch und finanziell waren grundſtürzende Reformen
nötig, die Beitragsleiſtung ſteigerte fich pro Kopf und Jahr
von 2,80 Mk. auf 4,20 Mk. Das Bildungsweſen mußte von
Grund auf nen aufgebaut werden uſw. Das Parteileben hat
an geifſtiger Regſamkeit ungemein gewonnen. Während früher
eine Mitgliederverſammlung mit 200 bis 800 Mitgliedern be-
friedigte, iſt jetzt eine Beſucherzahl von 2000 bis 3000 keine
Seltenheit mehr. Die kurioſen Behauptungen über die „radi-
kalen Parteiverderber“ in Stuttgart zwingen denn doch einmal
zur Feſtſtellung dieſer Tatſachen.

Neben dem wachſfenden Eifer der Maſſe der Parteigenoſſen
in der Arbeit für die Partei iſt dieſe erfreuliche Entwicklung
in erſter Linie der wirtſchaftlichen Umwälzung in Württem-
berg zu danken, die die Parteigenoſſen in immer größerer Zahl
und Schärfe erkennen ließ, daß die Wurzeln unſerer Kraft bei
aller Hochſchätzung des Parlamentarismus letzten Endes nicht
im Parlament, ſondern in der ſtarken Organiſation, in der
Aufklärung und Schulung des Proletariats ruhen.

Die wirtſchaftliche Zerſetzung Alt-Württembergs
bildet auch den tiefſten Grund und die bewegende Kraft in den
Parteidifferenzen, ſie hat Württemberg zum „politiſchen
Wetterwinkel“ Deutſchlands gemacht. Die Anſicht, einzelne
Genoſſen ſeien die „Friedensſtörer“, die in die ſchwäbiſche
Harmonie den grellen Mißklang hineintragen, iſt der bürger-
lichen Jdeologie entnommen. Richtig iſt, daß auch die ökono-
miſche Sinficht, die Fähigkeiten und Charaktereigenſchaften der-
jenigen Parteigenoſſen, die als Wortführer der widerſtreitenden
Richtungen auftreten, von Einfluß auf die Art und Form der
Auseinanderſetzungen ſind. Sogar die Möglichkeit iſt gegeben,
daß es einflußreichen Führern gelingt, eine Zeit lang eine
Taktik entgegen der wirtſchaftlichen Entwicklung einzuhalten,
ohne nennenswerten Widerſpruch zu finden. Um ſo größer aber
die Erſchütterung der Partei dann, wenn das Mißverhältnis
zwiſchen den geänderten wirtſchaftlichen Verhältniſſen und der
Taktik unerträglich geworden iſt. Aber feſtzuhalten iſt doch
immer, daß ſo tiefgehende Differenzen, wie ſie das Parteileben
Württembergs zerklüften, letzten Endes keine perſönliche Zänke-
reien, ſondern ernſtliche, ſachliche Meinungsverſchiedenheiten
ſind, herausgewachſen aus den veränderten wirtſchaftlichen Ver
hältniſſen des Landes. Darum nichts Blöderes als der Kampf
gegen einzelne Perſonen, die man für dieſe „Unſtimmigkeiten“
im ſchwäbiſchen Konzert allein ſchuldig ſprechen will.

Die Verfaſſung Württembergs und ſonſtige politiſche Frei
heiten begünſtigen nun die opportuniſtiſche Richtung innerhalb
der Partei ungemein. Württemberg hat das allgemeine, gleiche,
geheime, direkte Wahlrecht für alle Staatsbürger zur zweiten
Kammer; das Gemeindewahlrecht zu beiden bürgerlichen

Kollegien, Gemeinderat und Bürgerausſchuß, iſt für alle Ge
meindebürger gleichfalls direkt, gleich und geheim. Die Er-
werbung des Bürgerrechts iſt im weſentlichen nur an einen

dreijährigen Aufenthalt am Ort, dreijährige Steuerzahlung
und Entrichtung einer Sportel von 2 Mark geknüpft. Der Ge
meindevorſteher (Bürgermeiſter, Schultheiß) wird nicht durch
die bürgerlichen Kollegien, ſondern durch die Bürger in ge-
heimer, gleicher und direkter Wahl erkoren. Unſere Vertre-

tung im Landtag iſt daher, gemeſſen an der Zahl unſerer

Kleinbetrieb ſo lange als Domäne

Parlamentarier in anderen Landtagen deutſcher Bunderſtaatet

insbeſondere Preußens, verhältnismäßig hoch. Von den
Mandaten ſind 16 in unſerem Beſitze. Rund 1000 Part
genoſſen amtieren auf den Rathäuſern Württembergs. Jn eine
Anzahl Gemeinden haben wir die Mehrheit der Sitze inne

Dieſe Poſition zwingt viele Genoſſen zu intenſiver Kleit
arbeit im Parlament und in der Gemeindeverwaltung, ein
Arbeit, die unbedingt notwendig iſt, deren Wert von niema n
verkannt wird, die aber andererſeits für theoretiſch nicht g.
feſtigte Genoſſen die Gefahr der Außerachtlaſſung der große
Geſichtspunkte in ſich birgt, die Genoſſen für opportuntſtiſchh
Gedankengänge empfänglich macht. obgleich praktiſche Arbe
und prinzipielle Feſtigkeit ſich ſehr gut vereinbaren laſſen,
die praktiſche Mitarbeit erſt recht nutzbar machen, wie unſ
verſtorbener Genoſſe Singer als Parlamentarier und Kon
munalpolitiker bewieſen hat. t

Andererſeits zwingt der Einfluß der Sozialdemokratie ar
Geſetzgebung und Verwaltung die Regierung und ihre Organ
von einer Bekämpfung der Partei nach preußiſchem Muſt e
nach Möglichkeit abzuſehen und es ſtatt mit der Peitſche m
dem Zuckerbrot kleiner Konzeſſionen zu verſuchen.

Leider wird nur zu oft vergeſſen, daß die größeren pol.
tiſchen Freiheiten Württembergs ein Erbteil aus jener Ze
ſind, als der Kleinbauer und Handwerker dem wirtſchaftliche
und politiſchen Leben das Gepräge gaben. Heute noch
Württemberg das Land des bäuerlichen Zwergbetriebes. 89
Prozent des land wirtſchaftlichen Betriebsperſonals iſt in Klein
betrieben (bis 5 Perſonen) beſchäftigt. Noch nicht einmal
Prozent der Anbaufläche wird vom Großgrundbeſitz bewir
ſchaftet. Auch im Gewerbe überwog bis vor etwa zwei Jah
zehnten der Kleinbetrieb.Erklärlicherweiſe trug die Sozialdemokratie früher ſta
kleinbürgerliche Züge, denn ihre Anhängerſchaft rekrutierte ſ.
zum großen Teil aus dem Kleinhandwerkertum. Die „Wür
tembergiſche Volkspartei“, die ſich gleichfalls auf das Klei
bauern und Handwerkertum ſtützte, war gezwungen, neben d
Preußenfreſſerei auch noch ihre demokratiſchen Program
forderungen zu betonen. So ergab ſich von ſelbſt ein enger,
Verhältnis zwiſchen Sozialdemokratie und Volkspartei, d
allerdings ſchon vor 40 Jahren Anlaß zur Kritik bot. 8
Bebels Memoiren 2. Teil, Seite 283, findet ſich in dem Beri c
über den Dresdner Parteikongreß die Bemerkung: 5

„Heinrich Scheu, der in Stuttgart feinen Wohnſitz genor
men hatte, dann aber aus gang Württemberg ausgewieſ e
worden war, tadelte ſcharf die Liebäugelei unſerer Partie
genoſſen in Württemberg mit der Volkspartei, was den ſchle s
ten Ausfall der Reichstagswahlen für unſere Partei de
verſchuldet habe und überhaupt die Unklarheit in der Par
fördere.“

Jn den letzten Jahren hat nun die wirtſchaftliche Z.
ſetzung Alt-Württembergs rapide Fortſchritte gemacht. t
Großinduſtrie hat auch in Schwaben ihren Siegeszug an
treten, trotz aller natürlichen Hinderniſſe, die das Land

erhalten haben.faſt ohne Erz, ohne Kanal, ohne Seehäfen, abgelegen von z
Hauptfſtraßen des Weltverkehrs und des Welthandele, ront
fich hier der Kleinbetrieb länger halten als in vielen Gebiet r
des Reichs. Kapital und Technik haben aber all dieſe Hindg
niſſe ſiegreich genommen. Auch Wüttemberg iſt in den Strui
der kapitaliſtiſchen Revolutionierung der alten Wirtſchaf
weiſe geraten. Die Folge iſt die Zerrüttung der Landwi
ſchaft, der die Arbeitskräfte entzogen twerden, der Rückgang ir t
gewerblichen Kleinbetriebe, das Anwachſen der Großbetrie
das Anſchwellen jener Bevölkerungsſchichten, die, losgelöſt v
Boden und Werkzeug, auf den Verkauf ihrer Arbeitskraft d
den Beſitzer der Werkzeuge angewieſen ſind. Daraus wieder
reſultiert die Verſchärfung des Klaſſengegenſatzes zwiſchen t
ſitzloſen und Beſitzenden, der Abmarſch der liberalen Partei 9
nach rechts, die ſchroffe Stellungnahme der Regierung gec
die Sozialdemokratie. Ein paar Zahlen und Tatſachen möeſt
das Geſagte beweiſen:

Die Geſamtbevölkerung Württemberg wuchs in den Jahrs
von 1895 bis 1907 von 2070662 auf 2387 819, das iſt re
267 157 Köpfe an. Die in den landwirtſchaftlichen Beruin
beſchäftigte Bevölkerung nahm jedoch in dieſer Zeit von 938auf 888 170 Köpfe, das iſt um 52 406 ab. Die landwirtſhaftttt

Arbeit muß in immer ſteigendem Maße von den ger
Familienmitgliedern übernommen werden. Dieweiblichen hauptberuflich Tätigen in der Land irtſeſt e

von 29 Prozent im Jahre 1882 und 35,8 Prozent im a
1895 auf 47,2 Prozent im Jahre 1007. e

Die Jnduſtriebevölkerung wächſt von 1895 bis 1907
723 828 auf 936 281 Köpfe an, das iſt um 212 408 „Seele
Von Handel und Verkehr nährten ſich 1895: 164 615 Perſon i
1907: 223 952.Die Zahl der Hauptbetriebe der Induſtrie (unter Ausſch.
tung der Gärtnerei, Tierzucht, Fiſcherei und auch des Hand
und Verkehrs) ſinkt von 119 818 im Jahre 1882 auf 103 281
Jahre 1895 und 91 471 im Jahre 1907. Die Zahl der da 8
beſchäftigten Perſonen ſteigt aber im gleichen Zeitraum
253 700 auf 315 600 und 416 500.Zählt man die Hauptbetriebe der drei Gewerbegruppen

Gärtnerei ufw., B. Induſtrie und O. Handel und Verkehr
ſammen, ſo ergibt ſich eine Abnahme der Hauptbetriebe
148 983 im Jahre 1882 auf 185 319 im Jahre 1007; im gleiZeitraum wächſt der Teil der Bevölkerung, der in dieſen
trieben ſeinen Lebensunterhalt findet, von 2895 216 auf u
Köpfe an.Jn Wirklichkeit iſt die wirtſchaftliche Umivälzung noch u
ſtärker als dieſe Zahlen ſie erſcheinen laſſen. Mancher ang
lich ſelbſtändige Handwerker arbeitet in Wirklichkeit für
Großunternehmer, von dem er abhängig iſt. Die „ſelbſtändi
Wirte“ Stuttgarts ſind zu faſt 90 Prozent dem Braukapital
Gedeih und Verderb ausgeliefert, eine Unzahl Kramläden t
den von Frauen betrieben, weil der Verdienſt des Mannes
Friſtung des Lebens nicht ausreicht uſw.

Sehr charakteriſtiſch iſt ferner, daß der Anteil der Kl
triebe (1—-5 Perſonen) an der Geſammtzahl der Gewerbe
triebe von 1895 bis 1907 in Prozentzahlen von 49,8
Prozent zurückging, die Mittelbetriebe (—20 Perſonen)12 auf 18 Prozent ſich erhöhten, die Greßbetrier jedoch ei

Sprung von 388,7 Prozent auf 653,4 rege n J
Die techniſche Ausſtattung der Gewe ebiſtarke Fortſchritte gemacht. Die motoriſche e

e e

e
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e

eigentlichen Induſtrie vermehrt von 65 000 im Jahre 1882
104 000 im Jahre 1895 und etwa 2209 000 im Jahre 1907.
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Halle a S. dan 1. Juli 1012.

neue Ortsſtatut über die Sonntagsruhe im Handels
gewerbe.

Das Halleſche Gewerkſchaftskartell, der Halleſche Bürger
zein, der Transportarbeiter-Verband, der Zentralverband
r Handlungsgehilfen und -Gehilfinnen Deutſchlands, Bezirk

dalle, und der Deutſch- nationale Handlungsgehilfen-Verband,
Drtsgruppe Halle a. S., haben die Erweiterung der Sonn-
agsruhe beantragt. Die erſteren drei Eingaben ſind dem
agiſtrat von den Stadtverordneten zur Berückſichtigung
berwieſen worden. Der Halleſche Bürgerverein beantragt,
aß die Kontore und kaufmänniſchen Betriebe, die nicht mit

nen Verkaufsſtellen verbunden ſind, an Sonntagen über
upt geſchloſſen gehalten werden, während die offenen Ver-

aufsſtellen im Sommerhalbjahr (April September) ge-
hloſſen, im Winterhalbjahr (Oktober-März) von vormittags
12 bis 2 Uhr nachmittags geöffnet ſein ſollen. Der Zen-

Nralverband der Handlungsgehilfen Deutſch-
ands, das Gewerkſchaftskartell und die Transportarbeiter
nd für allgemeine Einführung der vollen 36ſtündigen Sonn
agsruhe und Feſtſetzung eines Uebergangsſtadiums für die
dahrungsmittelbranche, während der reaktionäre Deutſch
ationale „Handlungsgehilfen“verband die Einführung einer
Wſtündigen Verkaufszeit befürwortet. Zu dieſen Wün-
hen ſagt nun der Magiſtrat in ſeiner Vorlage an die

Ptadtverordneten:
„Die Beſtrebungen der Handlungsgehilfen auf Einführung
r völligen bezw. bedeutend erweiterten Sonntagsruhe haben

eom Standpunkte der Fürſorge für dieſe Kreiſe der Bevölke-
ung eine innere Berechtigung. Sie liegt begründet in

Nem Bedürfnis nach zeitweiſer Ausſpannung von der an-
rengenden Berufstätigkeit. Von der Einführung der völli-
en Sonntagsruhe glaubt der Magiſtrat mit Rückſicht auf
n Kleinhandel zurzeit noch abſehen zu müſſen, dagegen er-

chtet er eine weitere Einſchränkung der jetzigen Be
häftigungs- und Verkaufszeiten für unbedenklich.“

Der Magiſtrat hat nun ein neues Ortsſtatut betreffend
ie Regelung der Sonntagsruhe im Handelsgewerbe be-
hloſſen und erſucht die Stadtverordneten-Verſammlung, das
)rtsſtatut zu genehmigen.
Der weſentlichſte Jnhalt des von den Ausſchüſſen bereits

ngenommenen Ortsſtatutes iſt folgender:
8 1. Jn offenen Verkaufsſtellen des Handelsgewerbes

ürfen Gehilfen, Lehrlinge, Arbeiter beſchäftigt werden:
A. Am erſten Weihnachts-, Oſter- und Pfing ſt-

eiertag
1. in der Zeitungsſpedition von 4 bis 9 Uhr vormittags,
2. im Handel mit Milch von 5 bis 914 Uhr vormittags und
on 1126 Uhr vormittags bis 2 Uhr nachmittags,
3. im Handel mit Back- und Konditorwaren, Fleiſch und

Burſtwaren ſowie Grünwaren, Gemüſe und Obſt von 5 bis
e Uhr vormittags und von 1120 Uhr vormittags bis

Uhr mittags,
4. im Handel mit
ittags.
B. An den drei
4. Dezember:
I. in der Zeitungsſpedition von 4 bis 9 Uhr vormittags

nd von 12 Uhr mittags bis 5 Uhr nachmittags,
j 2. im Handel mit Back- und Konditorwaren von 6 bis

Uhr vormittags und von 1170 Uhr vormittags bis
Uhr abends,
3. im Handel mit Milch von 5 bis 91 Uhr vormittags,
W Uhr vormitags bis 3 Uhr nachmittags und von 6 bis
Uhr abends,
4. in allen übrigen Handelsgewerben von 7 bis 916 Uhr
ormittags und von 111 Uhr vormittags bis 7 Uhr abends.
C. Am Totenſonntag im Blumenhandel von 7 bis
4 Uhr vormittags und von 112 Uhr vormittags bis 3 Uhr

achmittags.
D. An den gewöhnlichen Sonn- und Feſttagen:
1. in der Zeitungsſpedition von 4 bis 9 Uhr vormittags,
2. im Handel mit Back- und Konditorwaren, Milch Fleiſch

Wurſtwaren ſowie Grünwaren, Gemüſe und Obſt von
bis 914 Uhr vormittags und 112 bis 2 Uhr nachmittags,
3. im Handel mit Zigarren und im Blumenhandel von 7 bis
2 Uhr vormittags und 1116 bis 2 Uhr nachmittags,
4. in allen anderen offenen Verkaufsſtellen des Handels-
werbes von 1126 Uhr vormittags bis 1 Uhr nachmittags.
g 2. Jn Kontoren, die nicht mit einer offenen Verkaufs
elle verbunden ſind, darf die Beſchäftigung von Gehilfen,
hrlingen und Arbeitern an Sonn und Feſttagen nur von
bis 9 Uhr vormittags ſtattfinden.
g 3. Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtim
ngen werden mit einer Geldſtrafe bis zu 600 Mk., im Un-

rmögensfalle mit Haft beſtraft.
Das Ortsſtatut ſoll erſt am 1. Januar 1913 in Kraft
ten. Bei den geringfügigen Verbeſſerungen, die da vorge-

lagen werden, iſt es nicht einzuſehen, warum das Statut
t ſo raſch wie möglich, ſpäteſtens aber doch zum 1. Oktober
Kraft treten ſoll. Hoffentlich gelingt es, das noch durchzu-

en.
Jm übrigen iſt der „Fortſchritt“, den der Magiſtrat jetzt end-
h vorſchlägt, ein noch unbedeutenderer, wenn man bedenkt,
ß es ſechs Jahre langen Drängens bedurfte, um ihn zu er-
len. Nach ſo langem Hinhalten haben die Halleſchen Hand-
ngsgehilfen wie die anderer Städte längſt das Recht auf Ver-
rklichung der völligen Sonntagsruhe.

Blumen von 7 bis 926 Uhr vor-

letzten Sonntagen vor dem

Der Streik der Stukkateure in Halle.
Wie nicht anders zu erwarten, ſind mit dem heutigen Tage

Stukkateure auf Grund der ablehnenden Haltung der Unter-
mer in den Streik getreten. Die Unternehmer haben den

ſrbeitgeber“verband für das Baugewerbe als Rettungsanker

Halle und Saalkreis. benudt und glauben, der wäre in der Lage, die Lohnbewegung
und den Streik im Keime zu erſticken. der „Arbeitgeber“
verhand hält es aber nicht für notwendig, in Verha gen
einzutreten, was von den Gehilfen gewü und in dem bis
zum 1. Juli 1012 laufenden Lohntarif auch ausdrücklich feſt
gelegt war. Aus dieſem Verhalten iſt zu erkennen, daß die
Unternehmer den Kampf wollten. Der Arbeitgeberverband teilt
in einem Schreiben vom W. Juni 1912 folgendes mik:

Unſerem Schreiben von geſtern haben wir hinzuzufügen:
Die hieſigen Stuckgeſchäfte find nicht in der Lage, die verlangte Wohnerbshung ab 1. Juli 1912 eintreten zu laſſen, da

der jetzige hohe Stand der Löhne den Abſchluß der Geſchäfte
in dieſer Branche ſehr erheblich beſchränkt hat.

Eine weitere allgemeine Preiserhöhungwürde dem Gewerbe
noch bedeutend mehr Schaden zufügen, was ebenſowenig im
Intereſſe der Arbeitnehmer wie Arbeitgeber liegt. Der
wirkliche Verdienſt der Stukkateure und Rabitzer iſt hierorts
derartig hoch, daß ſich kein anderer Beruf mit entſprechender
Arbeitsleiſtung mit ihm meſſen kann.

Es iſt alſo die Berufung auf die Steigerung der Lebens-
mittelpreiſe, durch die eine noch größere Erhöhung der Löhne
erforderlich ſein ſoll, nicht ſtichhaltig. Denn die Steigerung
des hieſigen Lohnſatzes iſt dieſem Vorbringen bereits voraus-
geſchritten. Die den Arbeitgebern namentlich in der letzten
Zeit aufgebürdeten vermehrten ſozialen Laſten ſind dortſeits
bekannt.

Aus dieſen Gründen bedarf es für eine Lohnerhöhung einer
gewiſſen Zeit des Ueberganges und ſind wir bereit, dieſe auf
ein Jahr abzukürzen, ſo daß vor der nächſten Bauperiode ab-
ſchließende Verhandlungen in Ausſicht geſtellt werden können.

Hochachtungsvoll
Arbeitgeberverband für das Baugewerbe zu Halle a. S.

Umgegend. p. Hermann Pfeiffer, Vorſitzender.
Eine andere Antwort konnte man von den Unternehmern

nicht erwarten, und die Begründung der Ablehnung iſt auch
nicht neu. Bereits im Jahre 1910 bei der Bewegung der Bau-
arbeiter opperierte man mit ſolchen Erklärungen. Neu iſt nur,
daß man den Stukkateuren empfiehlt, ihre Forderungen von
s Pfg. Lohnerhöhung ein Jahr zurückzuſtellen und ihnen in
Ausſicht ſtellt, dann eventuell in Verhandlung einzutreten. Jm
Jahre 1913 wollen die Unternehmer reſp. der Arbeitgeberver-
band unterhandeln! Ach wie gnädigl! Das iſt doch zu faden-
ſcheinig, um nicht zu erkennen, was damit bezweckt iſt. Ein be
ſonderer Aderlaß ſoll 1913 mit den Stukkateuren wie mit
den Maurern und Hilfsarbeitern erfolgen.

Die vollbeſuchte Verſammlung der Stukkatenre beſchäftigte
ſich am Sonnabend, den 29. Juni, mit dem Antwortſchreiben
des Arbeitgeberverbandes. Alle Redner kennzeichneten das rück
ſtändige Verhalten der Unternehmer. Als gebührende Antwort
darauf wurde, da auch der Arbeitgeberverband eine Verhand
lung ablehnte, der Streik beſchloſſen. Ein Arbeitgeber
hat die Forderungen in vollem Umfange anerkannt. Es wird
an die Solidarität der Maurer appelliert, daß ſie jede in das
Stuckfach einſchlagende Arbeit ablehnen. Jn Differenzfällen iſt
der Verbandsleitung ſofort Mitteilung zu geben.

Deutſcher Bauarbeiterverband Halle a. S., Sektion der
Stuckbranche.

und

Arbeiter ſichert euch eure Rechte auf Jnvalidenrente.
Die Reichsverſicherungsordnung hat die bisherigen Vor

ſchriften über das Erlöſchen und Wiederaufleben des
Rechtes auf Rente bedeutend verſchlechtert. Wer
als Verſicherungspflichtiger oder als freiwillig Verſicherter
in zwei Jahren, gerechnet von dem Tage an, wo die Quit-
tungskarte ausgeſtellt wurde, weniger als 20 Wochenbeiträge
klebt, geht aller Anſprüche auf Renke verluſtig. Unter dem
alten Geſetz erlangten dieſe Perſonen wieder das Recht auf
Rente uſw., wenn ſie durch eine verſicherungspflichtige Arbeit
oder durch freiwilliges Kleben das Verſicherungsverhältnis
erneuerten und dann eine Wartezeit von 200 Wochen zurück
legten. Erläutern wir uns das an einem Beiſpiel. Ein 36
Jahre alter Arbeiter war bis zum April des Jahres 1898 in
einer Fabrik beſchäftigt und zahlte Jnvalidenverſicherungs-
beiträge. Er machte ſich zu dieſer Zeit ſelbſtändig, ſo daß er
nicht mehr geſetzlich verpflichtet war, Beiträge zu entrichten,
weshalb er auch in den folgenden Jahren keine Marken klebte.
Jm Jahre 1907 aber ſagte ſich der Mann, es iſt doch beſſer,
ich fange wieder an zu zahlen, was er auch tat.

Das wichtigſte dabei iſt nun, daß bisher dieſer Arbeiter, wie
jeder andere, ohne Rückſicht auf ſein Alter und die Zahl der
geklebten Marken das Verſicherungsverhältnis wieder er-
neuern konnte. Jetzt iſt das nicht mehr ſo einfach;
iſt die Anwartſchaft erloſchen, ſo gelten in Zukunft folgende
Beſtimmungen des S 1283 der Reichsverſicherungsordnung:

Die Anwartſchaft lebt wieder auf, wenn der Verſicherte
wieder eine verſicherungspflichtige Beſchäftigung aufnimmt
oder durch freiwillige Beitragsleiſtung das Verſicherungs-
verhältnis erneuert und danach eine Wartezeit von 200 Bei-
tragswochen zurücklegt.

Hat der Verſicherte bei der Wiederaufnahme der verſiche-
rungs pflichtigen Beſchäftigung oder bei der Erneuerung des
Verſicherungsverhältniſſes durch freiwillige Beitragsleiſtung
das 60. Lebensjahr vollendet, ſo lebt die Anwartſchaft nur
auf, wenn er vor dem Erlöſchen der Anwartſchaft mindeſtens
1000 Beitragsmarken verwendet hatte.

Hat der Verſicherte das 40. Lebensjahr vollendet, ſo lebt
die Anwartſchaft durch freiwillige Beitragsleiſtung nur auf,
wenn er vor dem Erlöſchen der Anwartſchaft mindeſtens 500
Beitragsmarken verwendet hatte und danach eine Warte-
zeit von 500 Beitragswochen zurücklegt.

Gegen früher iſt alſo die freiwillige Verſicherung und das
Wiedererlangen des Rechts auf Rente 'bedeutend erſchwert.
Allerdings, worauf wir beſonders hinweiſen, dieſe Verſchlechte-
rungen treten erſt am 1. Januar 1913 in Kraft. Bis zum
31. Dezember 1912 gelten die Uebergangsbeſtimmungen des
Einführungsgeſetzes der Roichsverſicherungsordnung, die es
erlauben, noch entſprechend den alten Vorſchriften weiter-
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zukleben und die Anwartſchaft wieder aufleben zu laſſen. Der
Artikel 74 des GEinführungsgeſetzes fagt nämlich:

Hat ein Verſicherter, deſſen Anwartſchaft erloſchen iſt, vor
dem 1. Januar 1912 oder innerhalb eines Jahres nach dieſem
Tage wieder eine verſicherungspflichtige Beſchäftigung auf-

genommen oder durch freiwillige Beitragsleiſtung das Ver
ſicherungsverhältnis erneuert, ſo gelten für das Aufleben
der Anwartſchaft die Vorſchriften des S 46 des Invaliden
verſicherungsgeſetzes weiter, ſolange nicht die Anwartſchaft
abermals erliſcht.

Darum ermahnen wir dringend alle Arbeiter, Arbeiterin
nen, Dienſtmädchen, Angeſtellten uſw., ganz gleich, ob ver

heitratet oder ledig, die früher einmal Jnvalidenmarken ge-
klebt und deren Karten ungültig geworden ſind, noch in
dieſem Jahre ihre Verſicherung durch Kleben von Marken
zu erneuern. Wer ſich vor Schaden bewahren will, muß dieſe
Mahnung beherzigen.

Mehr Säuglingsſchutz.
Man ſchreibt uns:

Jm Kampfe gegen das Schwinden der Volke-
zahl, der nunmehr von allen „maßgebenden“ Stellen als
nötig anerkannt worden iſt, ſpielt die Fürſorge für die Säug-
linge zurzeit die vornehmſte und wichtigſte Rolle. Wie die
Sterblichkeitsverhältniſſe dieſer Kleinſten in Halle liegen,
zeigen folgende Zahlen: Selbſt in „guten“ Jahren ſterben bei
uns mindeſtens 420 Kinder jährlich ohne Not, d. h. infolge
von Fahrläſſigkeit oder Unkenntnis der Pfleger in den
meiſten Fällen. Vom 1. April 1911 bis 31. März 1912 aber
gingen in Halle ganz unnötigerweiſe reichlich ein halbes Tau-
ſend lebend Geborener zugrunde, die am Leben hätten bleiben
können und müſſen! Und ſie wären am Leben geblieben, wenn
ihre Lebenschancen nur dieſelben geweſen wären, wie die-
jenigen von 1344 Kindern aus wirtſchaftlich und ſozial un-
günſtigen Verhältniſſen, denen die Maßnahmen der Säug-
lingsſchutz- Geſellſchaft zu gute kamen. Wie hätte es ausge-
ſehen, wenn der Verein in dem heißen Jahre 1911 nicht ge-
arbeitet hätte? Darüber gibt der erſte Abſchnitt einer ſoeben
erſchienenen Veröffentlichung aus dem ſtadtärztlichen Amt
Auskunft. Jn den Vorjahren ſtand unter 48 deutſchen Groß-
ſtädten Halle geſundheitlich relativ ſtets günſtig da, an 30.
oder an 27. Stelle, wobei die erſte den ungünſtigſten Stand
darſtellt. Unſer Jnduſtrieort verhielt ſich z. B. ſtändig gün-
ftiger als Köln. Braunſchweig, Magdeburg, Erfurt und etwa
ebenſo wie z. B. die Gartenſtadt Dresden. Jn den ganzen
letzten Jahren gehörte Halle bei weitem zur beſſeren Hälfte
der deutſchen Großſtädte. 1911 indeſſen ſteht es an 21. Stelle,
und zwar bei günſtigen allgemeinen geſundheitlichen Verhält-
niſſen. Nur das auf die Säuglingsſterblichkeit entfallende
Mehr verſchlechtert die allgemeine Sterblichkeitsziffer ſo ent-
ſcheidend; ohne das Maſſenſterben der Kleinſten wäre die
Stadt mindeſtens wieder an 27. Stelle geblieben.

Von je 100 „überwachten“ Kindern ſtarben trotz der
heißen Zeit und der Dürftigkeit ihrer Verhältniſſe nur
10,9, alſo nicht ganz 11; von je 100 aller im Jahre 1911-12 in
Halle Lebendgeborener aber 283,9, alſo faſt 24 Kinder!
Genaueres über dieſe Dinge, die über Leben und Tod der mit
Schmerzen Geborenen entſcheiden, bringt ein Vortrag ge-
legentlich der Mitgliederverſammlung der v. a.
Geſellſchaft für Säuglingsſchutz am Dienstag,
den 2. Juli, 814 Uhr abends (Aula der Mittelſchule, Kloſter-
ſtraße), zu der jeder an der öffentlichen Geſundheitspflege
Jntereſſierte eingeladen iſt.

Walzer Abend verbunden mit Blumenfeſt im Volkspark.
Morgen, Dienstag, abends 8 Uhr findet wieder das beliebte Abend-
Konzert im Volkspark ſtatt. Der Kapellmeiſter Engelmann hat
prickelnde Operetten und Walzer auf das Programm geſetzt. Durch
herrlichen Blumenſchmuck wird der Abend verſchönert werden.
Jeder Beſucher erhält ein Sträußchen gratis. Um zahlreichen
Beſuch wird gebeten.

Die Wahrheit über das Rabattfpurſhſtem. Das kaufende
Publikum täuſcht ſich im allgemeinen noch ſehr über das Weſen
des Rabattſyſtems. Viele Käufer und beſonders auch Käuferinnen
glauben, daß ihnen großes Heil widerfahre, wenn ihnen beim Ein
kaufe der Einkaufspreis um einige Prozent niedriger geſetzt wird,
oder wenn Rabattmarken zum Sammeln gegeben werden, die
daun, in genügender Zahl angeſammelt, als Zahlungsmittel Ver-
wendung finden können. Daß es ſich bei dem Rabattſyſtem ledig-
lich um ein Mittel zum Anreizen der Kaufluſt des Publikums
handelt, iſt ſchon recht oft geſagt worden. Daß das kaufende Pub-
likum den Rabatt immer ſelbſt im Preiſe der Ware bezahlt, iſt
Einſichtigen längſt bekannt. Die Firma Hermann Tietz in Karls
ruhe beſtätigt dieſe Tatſache in einer auffallenden Bekanntmachung.
Sie hat ihr Rabattſparſyſtem mit dem 1. Juni aufgehoben. Zur
Begründung dieſer Maßnahme ſagt die Firma: Die Gewährung
eines Rabatts ſetzt voraus, daß der Rabatt bei der Kalku-
lation berückſichtigt, d. h. die Ware entſprechend teurer,
verkauft werden muß. Um einen Rabatt von 4 o gewähren zu
können, muß der Preis zur Deckung aller hierdurch entſtehenden
Unkoſten nicht nur um 4/o, ſondern mindeſtens um 6 höher
angeſetzt werden. Das Rabattſyſtem verurſacht Verwaltungskoſten,
die doch immer der Käufer zu tragen hat. Nutzt der Käufer den
Rabatt aus irgendwelchen Gründen nicht aus, ſo iſt er doppelt
übervorteilt. Die Firma Tietz beſeitigt deshalb das unreelle Rabatt
ſyſtem und verkauft ſtatt deſſen ihre Artikel zu Preiſen, die zum
Teil 10 niedriger ſind als bei Gewährung des Rabatts.

Hier wird einmal an einem praktiſchen Beiſpiele gezeigt, was
es mit dem Rabattſyſtem auf ſich hat. Der Händler kann dem
Käufer eben keine Vorteile gewähren, durch die die Profitrate des
Händlers geſchmälert wird. Der Vorteil des Rabatts iſt nur ein
ſcheinbarer. Will der Käufer ſich die Vorteile des geordneten,
organiſierten Einkaufs ſichern, ſo kann er dieſen Vorteil nicht dort
ſuchen, wo Waren nur um des Händlerprofits willen verkauft
werden. Einzig und allein der in den Konſumvereinen
organiſierte Ein- und Verkauf der Waren ſieht vom Profitmachen
ab. Der hier erzielte Vorteil kommt dem Käufer nicht ſcheinbar,
ſondern in greifbarer Geſtalt zugute. Der Vorgang bei der Firma
Tietz trägt hoffentlich dazu bei, die Anſichten über das Rabatt-
ſparſyſtem etwas zu klären.

Neue Uferpromenade. Es beſtand bisher der Plan, von dem
Ausbau der Straße Neuwerk“ zwiſchen der Burgbrücke und der
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ſtadt, die erwünſchte Entlaſtung gegeben.

Halleſches 500 Jahrfeſtſpiel in der Moritzburg. Von allen
Seiten iſt der Wunſch ausgeſprochen worden, daß das Feſtſpiel
„Der Salzgraf von Halle“ bei volkstümlichen iſen gegebenwerde. Die Feſtſpielleitung V ſich deshalb veranlaßt geſehen.
die Verträge mit ſämtlichen Mitwirkenden noch ſür einige Tage
u verlängern und finden am Dienstag, den 2. Juli, und

Donnerstag, den 4. Juli, abends 8 Uhr 10 Minuten zwei
weitere Vorſtellungen des hiſtoriſchen Schauſpiels in voll
in di glei wer Aufmachung wie bisher, jedoch bei ganz klei-
nen Preiſen ſtatt, welche aus dem Jnſeratenteil dieſes Blattes
gen find. Schülerkarten für 1. Parkett werden zu beiden
Vorſtellungen a 1.10 Mk. ausgegeben.

Walhalla Theater. Heute iſt Benefiz Vorſtellung für Herrn
irektor Winter Tymian und iſt für dieſen Tag ein beſonderes
rogramm mit Tymians beſten Rollen aufgeſtellt, auch als Soliſt

tritt heute Direktor Tymian auf. Ab morgen bringt die all
beliebte Herrengeſellſchaft einen total neuen Spielplan. Die
re eibt bis zum 15. Juli hier und wechſelt den Spielplan

mals.
Apollotheater. Der allabendlich mit Heiterkeit aufgenommene

ächwank So'n Windhund verbleibt ſeines großen Erfolges wegen
bis auf weiteres auf dem täglichen Repertoir des Apollotheaters.
Das Theater, das ſelbſt bei der ärgſten Hitze ſtets einen kühlen
Aufenthalt bietet, hat noch den Vorteil ſeines prächtigen Gartens,
in dem das Publikum in den Zwiſchenpauſen ſich ergehen kann.
Ein Abend im Apollotheater kann nur empfohlen werden.

Fliegerunfall. Als zwei Offiziere, die von Doberitz ge
kommen waxen, mit ihrem Apparat vom ArtillerieUebungsévplatze
Beeſen aufſteigen wollten, ſtürzte das Flugzeug bei der Probe
runde ab, da der Motor plötzlich verſagte. Zur ſelben Zeit kam
auf der Kaſſeler Strecke ein Güterzug angefahren; es fehlte nicht
viel, ſo wäre der Apparat vor den Zug geſtürzt, glücklicherweiſeflog das Flugzeug in ein Getreidefeld, wo es ſchwer beſchädigt
liegen blieb. Mit der Bahn ſoll der Apparat nach Weimar ge
ſandt werden.

Unglück bei der Arbeit. Beim Möbeltransportieren ver
unglückte heute früh in der Eichendorffſtraße der Arbeiter Franz
Hartmann. Er mußte einen Arzt aufſuchen, der einen Bruch des
linken Fußknöchels feſtſtellte.

Erwiſchte Diebin. Schon öfters iſt Kindern, die etwas ein
kaufen ſollten, von einer weiblichen Perſon das Geld abgenommen
worden. Kürzlich gelang es, eine ſolche „Kinderfreundin“ feſtzu-
nehmen, die man des Diebſtahls überführen konnte. Die verhaftete
Diebin ſteht in dem dringenden Verdachte, noch weitere Diebſtähle
ausgeführt zu haben.

Ein Unhold. An einem 10jährigen Mädchen wurde in einem
Roggenfelde bei Trotha ein Sittlichkeitsverbrechen verübt. Es iſt
gelüngen, den ſauberen Patron zu verhaften.

Von einem Automobil umgefahren wurde in der Reilſtraße
ein Fräulein, als es die elektriſche Bahn beſteigen wollte. Das
Fräulein hat, wie feſtgeſtellt wurde, den Arm gebrochen.

Hilflos anf gefunden. Ein Müllergeſelle wurde am Sonn
abend nachmittag an der Eiſenbahnböſchung in der JuliusKühn
Straße hilflos aufgefunden und der Klinik zugeführt.

Straßenunfall. Ein auf einer Leiter in der Großen Ulrich-
ſtraße arbeitender Zimmermann wurde durch die Unvorſichtigkeit
eines Geſchirrführers umgeworfen. Der Abgeſtürzte trug erheb-
liche Verletzungen am Kopfe davon, ſodaß er ärztliche Hilfe in
Anſpruch nehmen mußte.

Wieder aufgegriffen. Ein 14 Jahre alter Junge der ſeinen
Eltern davongelaufen war, wurde Montag früh in dem Keller
raum des Straßenbahndepots nächtigend angetroffen.

Jn die Saale gefallen. Am Sonntag nachmittag fiel am
Spielplatze beim Elektrizitätswerke ein Knabe von annähernd drei
Jahren in die Saale. Die Mutter ſaß auf einer Bank und be
ſchäftigte ſich mit Handarbeiten. Sie merkte den Vorgang erſt,
als ihr Söhnchen durch zwei Arbeiter gerettet worden war.

Studentenkrakeel. Zwiſchen Studenten entſtand in vergangenerNacht in der Reumorttſtrabe eine Schlägerei, durch die die nächt

liche Ruhe ganz erheblich geſtört wurde. Die Polizei mußte gegen
die Ruheſtörer einſchreiten.

Aus den Gerichtsſälen.
Schwurgericht.

Am Sonnabend ſtanden zwei Sachen zur a r Zu
erſt wurde verhandelt gegen den Poſtgehilfen Paul Karbaum
aus Seenag, 20 Jahre alt und bisher unbeſtraft. Er wurde der

Urkundenfälſchung und der Unterſchlagung im Amte
beſchuldigt. K., ein mißratener Sohn, der ſeinen Eltern viel
Herzeleid bereitet hat, iſt ein Hallenſer Kind. Er wurde Poſt
gehilfe und am 1. April 1908 als ſolcher in Oberröblingen
angeſtellt. Sein Einkommen war ſehr gering 2 Mk. e
gelder nebſt freier Wohnung ſeine Anſprüche waren aber
erheblich. Er unternahm Fahrten nach Leipzig. trank dort
Sekt und ſoll an einzelnen Tagen 50 bis 60 Mk. ausgegeben
haben. Nebenbei hatte er mit einem jungen Mädchen ein
Liebesverhältnis angebändelt, das ihm aber nicht weitere Koſten
verurſachte, da er von den zukünftigen Schwiegereltern unter
ſtützt wurde. Anſpruch auf Gehalt hatte er in den erſten vierLahren ſeiner Amtstätigkeit nicht. Sein Vater mußte ſich
verpflichten, für ihn zu ſorgen. Die Tagegelder waren ſog
Ausnahmezuwendungen; der Vater ſorgte für die weiteren Zu

nicht aufgeſtellt.

einen Einna en nicht
r Brief dem erſchüſſe. J uſt

me kommen ſein. Er
Geld veruntreute und be ief. Dann vergriff erſich an Geldſendungen, die auf Poſtanweiſungen gngeggn enwaren und lſchte die Zahlkarten, Regiſter und Bücher. ge
Verfahren ſetzte er monatelang fort. Als er von Oberröb-
lingen nach Gröbers verſetzt wurde, fehlte ein rgß von
210 Mk. Dieſes i de er ch eine weitere Unter-chlagung in Gröbers. Jm März d. J. kam ſchließlich eine An
rage, weshalb ein n 400 Mk. nicht abgeliefert worden

Auguſt 1911 will z

ei. Nach angeſtellten Recherchen beſaß der Angeklagte die
)reiſtigkeit, einen Boten zu beſchuldigen. Er wollte dann

die fehlenden 400 Mk. von ſeinem zukünftigen Schwiegervater
borgen, ergriff dann aber die Flucht nach Dresden. Dann ent
deckte man, daß in der tkaſſe ziemlich 900 Mk. fehlten. K.
war geſtändig. Die Geſchworenen bejahten die grteen
Schuldfragen unter Zubillig mildernder Umſtän Be
antrag wurde eine Gefängnisſtrafe von einem Jahre ſechs
Monaten. Das Urteil lautete auf

ein Jahr Gefängnis,
von welcher Strafe zwei Mongte auf die erlittene Haft in An
rechnung gebracht wurden. Als ſtrafmildernd wurde berück
ſichtigt, daß der Angeklagte noch jugendlich iſt und geſtändig
war, während als ſtraferſchwerend ins Gewicht fiel, daß er ein
es Maß von verbrecheriſcher Energie an den Tag ge

e

Darauf wurde verhandelt gegen den 47jährigen Handarbeiter
Karl Thomas aus Groß-Kayna, der des

Widerſtandes gegen einen Forſtbeamten,
ſowie der Körperverletzung beſchuldigt wurde. Der Angeklagte
iſt ſehr häufig, darunter achtmal wegen Körperverletzung, vor-
beſtraft. Am 8. Oktober v. J. wurde der Angeklagte von dem

rivatförſter Schubert von Döll ka u dabei betroffen, wie er am
orſthaus Tiergarten an der ſanerie herumſtöberte. Alser Förſter zu ihm ſagte: „Wiſ en Sie, Sie kommen mir ver-

dächtig vor,“ wurde Ware und ſagte: „Du willſt mich wohl

zum Diebe machen.“ r Angeklagte ſoll Fzrf mit r
bedeckt geweſen ſein und wurde von dem Förſter aufgefordert,
mitzukommen.

Der Angeklagte, der nichts Böſes beabſichtigt haben will,
leiſtete der Aufforderung nicht Folge und geriet mit dem
Förſter in einen Wortwechſel. Th. wollte ſich nun entfernen
und der Förſter machte eine Handbewegung, um ihn zu ver
anlaſſen, mit ihm zu kommen. Dann ſoll Th. den Förſter am
Halſe gewürgt haben. Nach kurzem Kampf fielen beide zu
Boden. Da Th. nach dem geladenen Gewehr greifen wollte,
rief der Förſter eine in der Nähe des Forſthauſes weilende
Frau und bat dieſe, das Gewehr zu nehmen. Schießen wollte
der Förſter nicht. Er bat dann ſeine zu Hilfe gekommene
Frau, ihm den Hirſchfänger zu bringen, damit er den Kerl
abwehren konnte. Da ſagte Th., der bei dem Kampf mit dem
Förſter zum zweiten Male zu Boden gefallen war: „Wenn
Du den Hirſchfänger nimmſt, dann nehme ich das Meſſer,
einer von uns beiden muß ſterben, und wenn ich 20 Jahre
Zuchthaus kriege.“ Der Foörſter ließ ſchließlich den Angeklag
ten einſtweilen laufen, holte ſein Rad, fuhr ihm nach und
nahm ihn dann mit Hilfe anderer feſt. Der Angeklagte be
ſtritt, an jenem Tage dort in der Güntherdorfer Flur gewil-
dert zu haben. Die Haſenfallen, die dort ſtanden, habe er

Er habe an jenem Tage von Groß-Kahna
nach Merſeburg gehen wollen und dabei den kürzeren Weg
durch die Flur genommen. Er habe den Förſter weder ge
würgt, noch angegriffen.

Die umfangreiche Beweisaufnahme ergab aber das Gegen-
teil; jedoch war die Sache nicht ſo ſchlimm, wie ſie anfänglich
dargeſtellt wurde. Die Haſenfallen waren zum Schutze der
Faſanen für wilde Katzen aufgeſtellt worden. Die Ge-
ſchworenen verneinten, daß durch den Widerſtand des Ange-
klagten auch Körperverletzung begangen ſei, und bejahten nur
die auf Widerſtand lautende Hauptfrage unter Verneinung
mildernder Umſtände. Beantragt wurden drei Jahre Ge
fängnis. Das Urteil lautete auf

neun Monate ängnis,
von welcher Strafe ſechs Wochen auf die Haft in Anrechnung
gebracht wurden. Als ſtrafmildernd wurde berückſichtigt, daß
der Förſter nicht verletzt worden iſt.

Soziales.
Bureanagangeſtellte und Angeſtelltenverſicherung.

Ueber die Verſicherungspflicht der Bureauangeſtellten nach
dem Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte werden in der Praxis
noch manche Zweifelsfragen entſchieden werden müſſen. Die
ganze Sache wird dadurch komplizierter, als bislang eine ge-
ſetzliche Umſchreibung des Begriffs „Bureauangeſtellte“ noch
nirgends erfolgt iſt; das angezogene Verſicherungsgefetz wendet
zum erſten Male dieſe Berufsbezeichnung an. Jm gewerblichen
Leben verſteht man unter Bureauangeſtellte alle die mit ſchrift
lichen Arbeiten in den Bureaus von Rechtsanwälten, Notaren,
Krankenkaſſen, Berufsgenoſſenſchaften, Verſicherungsgeſellſchaf
ten, Fabriken, ſtädtiſchen und gemeindlichen Verwaltungen und
Betrieben Beſchäftigten; ferner alle Angeſtellten, die mit
gleichen Arbeiten bei Vereinigungen aller Art und in allen
ſonſtigen Bureaus beſchäftigt werden. Auch die Angeſtellten der
Gewerkſchaften gelten mithin als Bureauangeſtellte. Soweit
die aufgezählten Betriebsſtellen kaufmänniſche oder Handels-
betriebe ſind, gelten allerdings die in dieſen Betrieben mit
kaufmänniſchen Arbeiten beſchäftigten Perſonen als
Handlungsgehilfen.

Es kommt zu alledem hinzu, daß nach S 1, Ziffer 2, des Ver
ſicherungsgeſetzes für Angeſtellte die Bureauangeſtellten der
Verſicherungspflicht nur unterliegen, ſoweit ſie nicht mit nie-
deren oder lediglich mechaniſchen Dienſten beſchäftigt werden.
Um über dieſe Vorausſetzung der Verſicherungspflicht- eine
möglichſt einheitliche Anſchauung zu erzielen, hatte der Ver-
band der Bureguan geſtellten zu Berlin beim
Direktorium der Reichsverſicherungsanſtalt eine Konferenz von
Vertretern der Bureauangeſtellten und der Unternehmer an-
geregt. Dieſe Konferenz hat ſtattgefunden. Unter den Ver
tretern herrſchte darüber Einmütigkeit, daß es in der Praxis
nur wenige Bureauanſtellungen gibt, die ausſchließlich niedere
oder mechaniſche Dienſtleiſtungen zu verrichten haben hierfür

zog man vor allen Dingen die Anwaltsbureaus heranſ, well
zu ſolchen Arbeiten z. B. nur gerechnet werden könne die Ver
richtung von Abſchreiberarbeiten, Aktenheften uſw. Die An
fertigung von Briefen und anderen Schriftſtücken an der Hand
von nur dem Sinne nach getroffenen Verfügungen könne weder
als mechaniſche noch als niedere Dienſtleiſtung angeſehen wer-
den. Namentlich müßten Stenotypiſten, Regiſtratoren, Expe-
dienten, Rechner und ähnliche Gehilfen als ohne weiteres dem
Geſetz unterſtehend angeſehen werden.

Nicht ſo einig war man hinſichtlich der Maſchinenſchreiber.
Es überwo die Auffaſſung, daß die Arbeit an der Schreib
maſchine nicht ohne weiteres als verſicherungspflichtige Stel
lung aufzufaſſen ſei. Erſt die zu leiſtende Arbeit entſcheide die
Verſicherungspflicht. Ausſchließlich mechaniſche Dienſtleiſtungen
würden alſo den Maſchinenſchreiber nicht verſicherungspflichtig
werden laſſen; das läge vor, wenn ausſchließlich Abſchreiber
arbeiten nach fertigen Konzepten zu leiſten ſind. Ein nach
Diktat arbeitender Maſchinenſchreiber müſſe hingegen als ver-
ſicherungspflichtig gelten. Ebenſo werden Einkaſſierer, die aus-
ſchließlich Gelder gegen ausgefertigte Quittungen einſammeln,
ohne dabei Bureauarbeiten zu verrichten (z. B. Buchung der
eingeſammelten Beträge) oder ohne ſonſt als Handlungs-
gehilfen gelten zu können, nicht als verſicherungspflichtig an
zuſehen ſein.

Nach dem Verlauf der Konferenz iſt zu erwarten, daß ihe
Ergebnis maßgebend wird für die „Anleitung über den Kreis
der nach dem Geſetz verſicherungspflichtigen Perſonen“. Auch
für die Bureaus der Gewerkſchaften und ſonſtigen Korporatio-
nen der Arbeiterbewegung iſt dadurch über die Verſicherungs-
pflicht ihrer Angeſtellten mehr Klarheit geſchaffen.

Letzte Nachrichten.
Der belgiſche Parteikongreß.

Aus Brüſſel wird uns von parteigenöſſiſcher Seite noch
telegraphiſch gemeldet:

Der außerordentliche Kongreß der belgiſchen Ar-
beiter-Partei, an dem 1558 Delegierte teilnahmen, die 1248
Organiſationen vertraten, beſchäftigte ſich vornehmlich mit der
Generalſtreiksfrage. Die Majorität war für die ſofortige
Proklamierung des Generalſtreiks, während die Minderheit
unter der Führung von Vandervelde davon abriet.
Jn der gegenwärtigen Situation iſt der Streik zwecklos, man
ſolle erſt noch die Herbſtſeſſion des Parlaments abwarten. Jm
Parlament ſoll eine Reviſion der Verfaſſung vorgenommen
und die Einführung des allgemeinen, gleichen Wahl-
rechts beantragt werden.

Jn einer Reſolution wird die Arbeiterſchaft des Landes auf
gefordert, ſich auf einen langwierigen Generalſtreik
vorzubereiten. Die Organiſation des Generalſtreiks ſoll ſo
geſchehen, daß er im gegebenen Moment proklamiert werden kann.

Der Generakrat der Partei, die Gewerkſchafts-
kommiſſion und der Vorſtand der Genoſſenſchaft wurden
mit der Organiſierung betraut. Der Beſchluß rief unter den
Delegierten eine ungeheure Begeiſterung hervor. Mit dem
Geſang der Jnternationale wurde der Kongreß geſchloſſen.
(Siehe auch den Artikel in der 1. Beilage).

Allerlei.
Chriſtliche Kultur in Spanien.

Jn Spanien ſcheint man den Dreck noch für heilig zu
halten, und jeder, der ſich den Leib mit Waſſer und Seife
gründlich wäſcht, kommt leicht in den Geruch, ein moderni-
ſtiſcher Ketzer zu ſein. Der Geiſt Philipps des Zweiten, der
1566 gegen den Gebrauch der Bäder mit ſchweren Geld und
Kettenſtrafen einſchritt, ſcheint noch auf dieſem unglücklichen
Lande zu liegen. Trug ſich doch noch jüngſt dort folgende Be
gebenheit zu, die Dr. Ernſt Schulze im Juniheft des März
in dem Aufſatz: Vom Baden in Spanien berichtet. Einer
Volksſchullehrerin Maria Maeztu wurde in Bilbao von
einer aufſtrebenden Gruppe El Sitio ein Geſchenk als An
erkennung für einen anregenden Vortrag über ihre engliſchen
Schulſtudienreiſen überreicht. „Die ſo Geehrte bat indeſſen,“
ſo berichtet Dr. E. Schultze, „man möge den Betrag der ihr
zugedachten Gabe lieber dazu verwenden, in der Volksſchule,
die ſie leitete, ein Badezimmer für Schulkinder einzurichten.
Der Vorſtand von El Sitio war mit Freuden dazu bereit. Er
richtete daher an den Gemeinderat ein Geſuch, ſein Vorhaben
zu genehmigen. Die Frage wurde darauf der Stadtverord-
netenSitzung zur Beratung überwieſen. Der So zialiſt
Carretero trat warm für die Genehmigung des Geſuches
ein; er beantragte außerdem, daß die Stadtverwaltung dasVhvewaſſer umſonſt liefere. Die klerikalen Mitglie-
der jedoch erhoben lebhaften Proteſt. Der Karliſt
Acebal rief wütend: „Was iſt das wieder für ein Un-
ſinn, eine Schule in eine Badeanſtalt, verwandeln zu
wollen Ein ultramontaner Stadtverordneter, Torre,
hielt eine wütende Rede gegen den ſozialiſtiſchen Antrag,
gegen die übergeſchnappte Senorita Maeztu, gegen den Fort
ſchrittsverein El Sitio und endlich vor allem auch gegen die
kulturwidrige Leidenſchaft, ſich zu baden. Denn
„das Baden iſt ein Luxus und dient, wie jeder Luxus, da-
zu, die Menſchen zu verderben“. Als darauf der ſtellver-
tretende Bürgermeiſter Elguezebal das Wort er-
griff, wurden ſeine beiden Vorredner noch übertroffen. El-
quezebal iſt Advokat, hervorgegangen aus der Jeſuitenſchule
von Denſto. So ſuchte er zu beweiſen, daß das Baden „mit
der Moral unvereinbar“ ſei! Menſchen, die in ihrem
Raffinement ſo weit gehen, ſich mehr als das Geſicht und die
Hände zu waſchen, läſtern damit Gott und proſti-
tuieren ſich ſelbſt. Jch habe in meinem Leben
noch kein Bad genommen und ich bin überzeugt, daß
die Mehrzahl in dieſer ehrenwerten Verſammlung das-
ſelbe von ſich ſagen kann Wahre Muſterchriſten!

Wäsche-

fabrik

Inventur-
Gebr.

Grosse Uirickstrasse Z.

us verkauf.
Preise sind ganz erheblich herabgesetzt.
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Erdbeben in Algier.
Heftige Erdbeben haben in der Nähe von Algier ſtatige

funden und beſonders in der Gegend von TervietelHaad
ſchwere Verwüſtungen angerichtet.
fern ſtürzten Häuſer ein. Eine Frau und ein Kind wurden
unter den Trümmern eines Hauſes begraben. Eine Hütte im
Sebirge, in die ſich viele Eingeborene geflüchtet hatten, ſtürzte
in die Tiefe.

Jn Teheran wurden drei
ſpürt, die das Einſtürzen vieler Häuſer verurſachten.
nen ſind, ſoweit bis jetzt bekannt iſt, nicht zu Schaden ge
kommen

Kleines Allerlei.
Sebaſtian ſtießen geſtern
Straßenbahnwagen bei Andogain zuſammen, wobei 23 Per
ſonen mehr oder minder ſchwere Verletzungen da

Wagen wurden vollſtändig demoliert.
Bei einer Flußfernfahrt von Zürich nach Straßburg
kenterte das Schiff des Züricher Pontoniervereins auf dem
Limathfluß. Drei Teilnehmer an der Fahrt ertranken.

die Sonnabend

vontrugen. Beide

Bei der Ballonzielfahrt,
ihren Anfang nahm, wurde bei
Roſtock der Ballon S. S. von einer Gewitterböe aus bedeuten-

Straßenbahnunglück. Jn

Jn einer Reihe von Dör

ziemlich ſtarke Erdſtöße ver
Perſo

San
nachmittag zwei elektriſche

in Schmargendorf
Harmsdorf in der Nähe von

e

ehe d e e e hh h 2 4 4

d ſie Voden atet e d drei Wogen rrict-
e r n. An derer en e bei t en hat ein ru überde einen erwa z eitter erſchoſſen, dann

flüchtete auf deutſches Geb

Literariſches.
Verlag v W. Di Nachf. in Stuttgartin Wirgerls hienen S. Geſchicht er e Die Welt

alter. Kurze Charakteriſtit der achten Perioden und
ormationen. Von R. Bommeli. 21. Bändchen der Kleinen
bliothek. Mit zwei farbigen Tafeln und 40 Abbildungen.
Aus dem Jnhalt heben wir hervor: Die große Chronik.

Einteilung der Erdgeſchichte. Die Urzeit der Erde und die
e Formationen. Das Altertum der Erde. Das
Mittelalter der Erde. Die Neuzeit oder das känozoiſche
Weltalter.Preis eines jeden Bändchens broſchiert 75 Pfennig, gebun-
den 1 Mark. Vereinspreis 50 Pfennig.

2222zzz2Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche ueberſicht, Partei
nachrichten, Ausland, Gewerkſchaftliches, Feuilleton und Ver
miſchtes Karl Bock, Lokales und Provinzielles: Wilhelm
Koenen, beide in Halle.
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Vom l I2. u
Verkauf

Teppiche,

Gardinen,

Möbelstoffe,

Wachstuche,
III

Waren

zu sehr billigen
Preisen.

Läufer,
Vorlagen, Pelle, Abtreter,

Portieren,

Tisch- u. Diwan-Deceken,

Linoleum,

Linoleumläufer.

allerReste Abteilungen

spottbillig. Fernspr. 485.

II

alle a. S,
Große Ulrichstr.

(am Kleinschmiedey).

Fernspr. 485.

Mein dies jähriger

Salon -Räumungs- Verkauf
hat heute, Montag den 1. Juli a. c. begonnen.

Waren bester Qualitäten werden zu bedeutend herabgesetzten Preisen,
zum Teil bis zur Hälfte des Wertes, verkauft.

Spitzen, Bexätze, Bäncler, Handschune, Strümpfe,
Cürtel, Gürtelhänder, CUrtelschnauſten,

Spitzen -Kragen, -Schlelken, -Juhots etc.
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An die Bildungs-Ausſchüſſe!
Die Bildungsausſchüſſe werden hierdurch erſucht, die Frage

vogenüberdieörtliche Bildungsarbeit umgehend
an uns einzuſenden.

Bei den vielen Anmeldungen auf unſere wiſſenſchaft
lichen Wanderkurſe können nur ſolche Bildungsausſchüſſe
Berückſichtigung finden, die uns bis zum 15. Juli ihre
Wünſche übermitteln. Es iſt aber notwendig, daß die An

meldungen durch die Bezir k s vbildungsausſchüſſe erfolgen.
Wo dieſe noch nicht beſtehen, iſt es ratſam, daß ſich drei oder
ſechs benachbarte Orte über ihre Kurſuswünſche verſtändigen,
bevor ſie ſich an uns wenden.

Der Zentralbildungsausſchuß.
Heinrich Schul z, Berlin SW e 6s, Lindenſtraße 3.

Berichtigungen brauchen nicht wahr zu ſein.
400 Mk. Geldſtrafe wegen Beleidigung zweier Zechendirek-

toren erhielt Genoſſe Wagener als Redakteur der Berg-
arbeiter-Zeitung von der Strafkammer in Bochum zudiktiert,
weil er einigen „Berichtigungen“ der Zechenbeamten die be-
kannte Kammergerichtsentſcheidung, wonach Berichtigungen
nicht wahr zu ſein brauchen und dennoch aufgenommen werden
müſſen, vorangeſetzt hatte.

Es iſt allgemein bekannt, daß die Zechenverwaltungen den
Berichtigungsparagraphen geradezu mißbrauchen, indem ſie auf
die in den Leſerkreiſen vorherrſchende Meinung hinzielen, daß
Berichtigungen aufgenommen werden müßten, wenn ſich die
Sache als un wahr herausgeſtellt habe. Die Höhe der Strafe
zeigt, welcher Wind jetzt wieder an den Gerichten weht.

Beleidigung des Militarismus vier Monate Gefängnis!
Wegen Beleidigung des Offizier- und Unteroffizierſtandes

der deutſchen Armee hatte ſich am Sonnabend der verantwort-
liche Redakteur der Dresdner Volkszeitung, Genoſſe
Jmwolde, vor dem Schöffengericht in Dresden zu verant
worten. Der Anklage lag ein Artikel in Nr. 78 der Dresdner
Volkszeitung zugrunde, der die bekannte Oſteroder Militär-

affäre behandelte und die Erſchießung eines Hauptmanns
durch einen Rekruten zu erklären ſuchte.
Das Gericht nahm an, daß mit dem Artikel alle militäri-
ſchen Vorgeſetzten als Soldatenſchinder hingeſtellt und der
Meuchelmord des Rekruten nach Möglichkeit in dem Artikel
entſchuldigt werden ſollte. Es erkannte darum auf eine Ge
fängnisſtrafe von vier Monaten.

Unſere Toten. Während eines Ferienaufenthaltes in Schluch-
ſee im badiſchen Schwarzwald iſt Genoſſe Adolf Baumann,
Stadtverordneter in Frankfurt a. M., einer der Alten, der
die Zeiten des Sozialiſtengeſetzes als tätiger Genoſſe miterlebte,
einem Schlaganfall erlegen. Genoſſe Baumann, der ſich mit

regem Eifer an den Arbeiten der Stadtverordnetenverſammlung
veteiligte, iſt 60 Jahre alt geworden. Ehre ſeinem Andenken

Verbandstaa der Holzarbeiter.
K. r. Berlin, 28. Juni.

Fünfter Verhandlungstag.
Die Debatte über den von Neumann gehaltenen Vortrag

über die Verkürzung der Arbeitszeit im deutſchen Holzgewerbe
findet Fortſetzung und wird die Debatte von Schneppen-
horſtNürnberg wieder eingeleitet. Durch ſeine Ausfüh-
rungen plädiert er im beſonderen für die Freigabe des
Sonnabend- Nachmittags. Durch Beiſpiele aus dem
praktiſchen Leben beweiſt Redner, daß dies eine allgemeine
kulturelle Forderung iſt. Dann gibt Leopold die Mei-
nung der Kommiſſion zu den zu dieſem Punkt geſtellten An
trägen bekannt. Schröder -Düſſeldorf ſchilderte in länge-
ren Ausführungen, wie die weſtdeutſchen Unternehmer ſtän-
dig beſtrebt ſind, ſich der Verkürzung der Arbeitszeit zu wider-
ſetzen. Redner befürwortet die allgemeine tägliche Ver-
kürzung der Arbeitszeit unter neun Stunden und dieſe
tägliche Verkürzung der Arbeitszeit auf die Arbeitszeit am
Sonnabend abzuſtreichen. Leipart (Vorſtand) verurteilt
ganz entſchieden das Vorgehen der Filiale Stuttgart in Frage
der Arbeitszeitverkürzung und empfiehlt nachſtehende Reſo-
lution zur Annahme:

„Das Verhalten der Mitglieder in Stuttgart, welche zu-
gunſten des freien Sonnabend- Nachmittags in eine Ver-
längerung der täglichen Arbeitszeit eingewilligt haben, miß-
billigt der Verbandstag mit aller Entſchiedenheit, weil da-
mit unſer Kampf um weitere Verkürzung der täglichen
Arbeitszeit in hohem Maße erſchwert wird. Da das Vor-
gehen der betreffenden Mitglieder zugleich einen Bruch des
vom Verband in ihrem Namen und mit ihrer Zuſtimmung
abgeſchloſſenen Tarifvertrags bedeutet, muß der Verbands-
tag die Haltung dieſer Mitglieder um ſo mehr verurteilen,
als es dem Verband durch ein ſolches Verhalten in der Zu-
kunft unmöglich gemacht wird, die ihm obliegende, mora-
liſche und rechtliche Verantwortung für die Durchführung
und Aufrechterhaltung« der abgeſchloſſenen Tarifverträge zu
tragen. Der Verbandstag betont mit Nachdruck, daß Ver-
träge, die im Namen des Verbandes abgeſchloſſen ſind, von
den beteiligten Mitgliedern als unverletzlich angeſehen und
in allen Punkten ſtreng eingehalten und vertreten werden
müſſen, und daß Mitglieder, die ſich trotz Ermahnung wei-
gern, für die Einhaltung und Durchführung der Verträge
einzutreten, mit ſolcher Haltung in gröbſter Weiſe gegen die
Jntereſſen des Verbandes verſtoßen.“

Jm weiteren führt Leipart aus, daß auch für die
Arbeiterinnen die tägliche Verkürzung der Arbeits-
zeit ebenſo notwendig ſei wie für den Mann, denn die außer-
beruflichen Obliegenheiten der Frau müſſen jeden Tag
und nicht nur am Sonnabend vollführt werden, deshalb gel-
ten die gleichen Beſtrebungen des Verbandes in dieſer Frage
für die Arbeiterinnen wie für den Mann. Niemann-
Elberfeld, Puls- Eſſen ſchilderten die Schwierigkeiten des
Kampfes um die Verkürzung der Arbeitszeit. Puls betont,
daß der Kampf um die Verkürzung der Arbeitszeit im rhei-

Die Jnſelbauern.
Roman von Auguſt Strindberg. Verdeutſcht von Emil

Schering.

Eines Nachmittags Ende Mai ſtand Carlsſon in ſeiner
e Küche und mauerte am Herd, als Klara kam und ihn
rief:

Carlsſon, Carlsſon, der Profeſſor iſt mit einem deutſchen
Herrn gekommen, der Carlsſon ſprechen will!

Carlsſon nahm das Schurzfell ab, trocknete ſich die Hände
und machte ſich zum Empfang bereit, neugierig, was der un-
gewöhnliche Beſuch zu bedeuten habe.
Als er auf die Veranda kam, ſtieß er auf den Profeſſor,
in deſſen Begleitung ſich ein Herr mit langem ſchwarzem

Bart und von beſtimmtem Ausſehen befand.
Direktor Diethoff möchte Sie ſprechen, Carlsſon, ſagte

der Profeſſor, indem er auf ſeinen Begleiter deutete.
Carlsſon bürſtete einen Sitzplatz auf der Bank der Veranda

ab und lud zum Sitzen ein.
Der Direktor hatte keine Zeit, ſich zu ſetzen, ſondern fragte

ſtehend, ob der Roggenholm zu verkaufen ſei.
Carlsſon fragte, zu welchem Zweck, denn der Holm war

vielleicht nur drei Morgen groß, war hügelig, trug etwas
Fichtenwald und nur unbedeutende Schafweide.

Zu induſtriellem Zweck, antwortete der Direktor und
fragte, was er koſte.

Carlsſon war unſchlüſſig und bat um Bedenkzeit, bis er
erfahren, was dem Holm ſeinen unerwarteten Wert gab.

Es war aber nicht die Abſicht des Direktors, ihn das ſofort
wiſſen zu laſſen, ſondern er wiederholte noch einmal ſeine
Frage, was der Holm koſte. Dabei faßte er in die Bruſt-
taſche, deren ſtarke Anſchwellung deutlich durchs Tuch zu ſehen
war und verriet, daß darin etwas ſteckte.

So teuer kann der wohl nicht ſein, meinte Carlsſon;
aber ich muß erſt mit der Alten und dem Sohn ſprechen.

Damit lief er nach der Stuga hinunter; blieb eine gute
Weile fort und kam dann zurück. Jetzt aber ſah er verlegen
aus, und es ſchien ihm ſchwer zu fallen, mit ſeiner Forde-
rung herauszurücken.

Sagen Sie, was Sie geben wollen, Herr Direktor, brachte
er ſchließlich hervor.

Nein, das wollte der Direktor nicht.
Nun, wenn ich dann fünf ſage, ſo werden Sie es nicht

zu teuer finden, preßte Carlsſon hervor, dem der Atem im
Hals ſtecken blieb und der Schweiß auf die Stirne trat.

Direktor Diethoff öffnete den Rock, zog die Banknotentaſche
heraus und zählte zehn Scheine zu je einhundert Kronen auf.

Hier iſt vorläufig Handgeld; die vier andern kommen
im Herbſt. Stimmt es?en war im Begriff eine Dummheit zu machen es
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niſchen Jnduſtriegebiet beſonders durch das Vorgehen der
„lieben Brüder in Chriſto“ ſehr ſchwer gemacht werde.
Schleicher- Stuttgart ſuchte in längerer Rede das Vor-
gehen der Stuttgarter Kollegen zu rechtfertigen.

Marie Ammon-Nürnberg redete der Eroberung des
freien Sonnabend- Nachmittag das Wort, da er für die Ar-
beiterinnen, beſonders für Verheiratete, dringend nötig ſei.
Rednerin meint, Leipart ſolle doch einmal nach Nürnberg
kommen, dann würde er ſehen, wie die Arbeiterinnen über
dieſe Frage denken und daß ſie ſich entſchieden weigern
werden, den freien Sonnabend- Nachmittag wieder herzugeben.

Ohlemeher-Bremen wendete ſich gegen die vom Refe-
renten Neumann vorgelegte Reſolution zu dieſer Frage;
er wünſcht, daß die Regelung der Arbeitszeit nur für eine
Vertragsperiode feſtgelegt werden darf. Nachdem noch
Blömer- Düſſeldorf. Müller-München, Müller- J
Brandenburg dazu geſprochen, wird die Debatte auf Antrag
geſchloſſen und erhält Neumann das Schlußwort, der in
kurz zuſammenfaſſender Weiſe die gemachten Einwendungen
beſpricht und für Annahme der Reſolution ſpricht, an der nach
dem Antrage der Kommiſſion eine kleine Abänderung im letz-
ten Paſſus vorgenommen wird, die beſagt, daß erſt an die
Erringung des freien Sonnabend- Nachmittag herangetreten
werden ſoll, wenn die tägliche Arbeitszeit in ausreichen-:
dem Maße verkürzt iſt.

Betreffs Zahlung des ſogenannten moraliſchen Beitrages
an die Hauptkaſſe ſchlägt Leopold- Berlin namens der
Kommiſſion folgende, durch Verbandstagsbeſchluß feſtzu
legende Staffelung vor: Bei Zahlung eines Geſamtbeitrages
von 70 Pf. ſollen 2 Pf., bei 75 Pf. 3 Pf., bei 80 Pf. 4 Pf., bei
85 Pf. 5 Pf., bei 90 Pf. 6 Pf., bei 95 Pf. 7 Pf. und bei 1 Mk.
Beitrag 8 Pf. erhöhter Beitrag an die Hauptkaſſe abgeführt

werden. nDarauf wird die Reſolution angenommen und ebenfalls der
Reſolution betreffs der Stuttgarter Angelegenheit zuge-

ſtimmt. 1Die Debatte war lang und ausführlich, das Für und
Wider der Leiſtungsfähigkeit der einzelnen Zahlſtellen wurde
nach allen Seiten hin geprüft und erwogen; beſonders Neu-
mann Worſtand) ſprach eindringlichſt für Annahme der
Kommiſſionsvorſchläge mit der Begründung, daß nur dadurch
der Verband eine finanzielle Feſtigung erhalten könne.
Nachdem noch Glocke- Berlin die Zuſtimmung der Berliner
zu den Kommiſſionsvorſchlägen proklamierte, fanden die oben
angegebenen Sätze durch namentliche Abſtimmung mit 155
gegen 19 Stimmen Annahme.

Dann erhielt zum Punkt
Arbeitsnachweis

Leipart das Wort. Der Jnhalt ſeiner Ausführungen iſt
in einer längeren Reſolution zuſammengezogen, die wir
nachſtehend zum Abdruck bringen:

„Die Notwendigkeit der allgemeinen Arbeitsloſenfürſorge,
die bereits mehr und mehr das öffentliche Gewiſſen be
drängt, zwingt die Gewerkſchaften, der Arbeitsvermittlung
als dem wichtigſten Teil der Arbeitsloſenfürſorge mehr als
je ihr Augenmerk zu ſchenken. Um ſo mehr, als von der

gelang ihm aber gerade noch, ſeine überſchwellenden Gefühle
zurückzudrängen und ziemlich ruhig zu antworten, es ſtimme,
während er nur fünfhundert Kronen ſtatt fünftauſend ge-
meint hatte.

Darauf ging man zum Sohn und zur Alten hinunter, um
den Kaufvertrag zu unterzeichnen und die Summe zu
quittieren.

Carlsſon blinzelte und grinſte den beiden zu, fie ſollten
ihm beiſtehen die aber verſtanden nichts.

Schließlich ſetzte ſich die Alte die Brille auf und las, nach-
dem ſie unterſchrieben hatte.

Was leſe ich? Er ſagte dochFünftauſendl ſchrie ſie.
hundert, Carlsſon?

Nein, da mußt du dich verhört haben, Anna Eva. Habe
ich vielleicht nicht tauſend geſagt, Guſtav

Dabei blinzelte er ſo ſehr, daß der Direktor es ſah.
Ja, ich glaube wohl, er hat tauſend geſagt! ſtand ihm

Guſtav bei, ſo gut er konnte.
Als der Vertrag unterſchrieben war, erklärte der Direktor,

er beabſichtige für Rechnung ſeiner Geſellſchaft auf dem
Roggenholm eine Feldſpatgrube anzulegen.

Niemand wußte, was Feldſpat iſt, und niemand hatte an
dieſen Schatz gedacht; außer Carlsſon; der ſchwindelte jetzt,
er habe längſt daran gedacht, nur kein Kapital gehabt.

Der Direktor erzählte, Feldſpat ſei eine rote Steinart, die
von Porzellanfabriken gebraucht werde. Jn acht Tagen werde
das Haus des Verwalters, das ſchon bei der Tiſchlerei beſtellt
ſei, aufgeſtellt ſein; in vierzehn Tagen werde die hölzerne
Arbeiterkaſerne auf ihrem Platz ſtehen; mit dreißig Mann
werde man dann die Arbeit anfangen.

Damit reiſte er.
Dieſer Goldregen war ſo ſchnell über die Jnſelbauern ge

kommen, daß ſie keine Zeit gehabt hatten, alle Folgen zu be-
rechnen. Tauſend Kronen auf dem Tiſch, viertauſend im
Herbſt, für eine wertloſe Jnſel: das war zu viel auf einmal.
Darum ſaßen ſie den ganzen Abend einträchtig beieinander
und rechneten aus, was ihnen außerdem noch zukommen
könnte. Natürlich konnte man Fiſche und andere Produkte an
die vielen Arbeiter und an den Verwalter verkaufen Holz
auch; das war nicht zweifelhaft. Dann kam der Direktor
heraus, vielleicht mit Familie, und wollte auf Sommerfriſche
wohnen. Dann konnte man natürlich dem Profeſſor die Miete
ſteigern; und Earlsſon konnte vielleicht ſeine Stuga auch ver-
mieten. Alles werde ſchön und gut werden.

Carlsſon legte ſelber das Geld in den Sekretär und ſaß die
halbe Nacht vor der Klappe, um zu rechnen.

a

Während der nächſten Woche fuhr Carlsſon mehrere Male
nach dem Badeort Dalarö und kam mit Tiſchlern und Malern
zurück. Auf ſeiner Veranda hielt er kleine Empfänge ab; er
hatte einen Tiſch dahin geſtellt; an den ſetzte er ſich, trank
Kognak. rauchte die Pfeife und überwachte die Arbeit, die jetzt
große Fortſchritte machte.

Bald waren Tapeten in allen Zimmern, ſogar in der Küche
und dort wurde auch ein ordentlicher Herd eingemauert. Die
Fenſter wurden mit grünen Läden verſehen, die weithin leuch-
teten; die Veranda wurde noch einmal geſtrichen, und zwar
weiß und roſenrot; auch erhielt ſie auf der Sonnenſeite eine
blau und weißgeſtreifte Zwillichgardine. Um Hof und Garten
erſtreckte ſich ein Lattenzaun, der grau geſtrichen war und
weiße Knöpfe hatte.

Die Leute ſtanden lange davor und gafften die Herrlichkeit
an Guſtav aber ſtand am liebſten in gehöriger Entfernung
hinter einer Ecke oder einem dichten Buſch; eine Einladung,
auf die Veranda zu kommen, nahm er ſelten oder niemals an.

Es war einer von Carlsſons Träumen, die er in rech
klaren Nächten träumte, wie der Profeſſor auf der Veranda
zu ſitzen, ſelbſtherrlich zurückgelehnt, als einem Fußglas
Kognak nippend, ſich die Ausſicht anzuſehen und eine Pfeife
zu rauchen noch lieber eine Zigarre; aber die war ihm
noch zu ſtark.

Als er acht Tage ſpäter eines Morgens in aller Frühe dort
t hörte er im Sund vorm Roggenholm einen Dampfer
pfeifen.

Jetzt kommen ſie, dachte er; und als Herr am Ort wollte
er fein ſein und ſie empfangen.

Er ging hinunter in die Stuga und zog ſich an; ſchickte nach
Rundqviſt und Norman, die ihn nach dem Roggenholm be
gleiten ſollten, um die fremden Herren zu empfangen.

Jn einer halben Stunde ſtieß das Boot ab, und Carlsſon
ſetzte ſich ans Steuer. Dann und wann ermahnte er dige
Knechte, in Takt zu rudern, damit man als ordentliche Leute

ankomme. 4Als ſie die letzte Landzunge umfahren hatten und der Sund
ſich öffnete, auf der einen Seite von der großen Jnſel und
auf der andern Seite vom Roggenholm begrenzt, hatten ſich
einen prachtvollen Anblick vor ſich. Ein Dampfer, der mif
Flaggen und Signalen geſchmückt war, lag im Sund ver
ankert; und zwiſchen Schiff und Land fuhren kleine Jollen
mit Matroſen in blauweißen Jacken. Oben auf der Strand
klippe, die von dem bloßgelegten Feldſpat roſenrot leuchtete
ſtand eine Gruppe Herren und ein Stück davon ein Muſik
chor, deſſen Meſſinginſtrumente ſich prächtig von den ſchwar
zen Fichten abhoben.

Die Ruderer fragten ſich, was man dort oben vorhabe, un
ruderten an die Klippe heran, um ſo nahe wie möglich z
kommen und zu ſehen und zu hören. Eins, zwei, drei, gerad
als ſie unter dem Sammelplatz lagen, war ein Sauſen in de
Luft zu hören, als ſeien zwölftauſend Eider aufgeflogen
dann ein Dröhnen, das aus dem Jnnern des Berges zu kom
men ſchien; ſchließlich ein Krachen, als ſei der ganze Holn
geſprungen.

Zum Teufel! war alles, was Carlsſon hervorbringe
konnte, denn im nächſten Augenblicke regnete es Steine u
Boot; ein Schauer von Kies folgte und ſchließlich ein Hageh
kleiner Steine.

(Fortſetzung folgt.)

M. Schneider. III wen t an V cNl



Regelung der Arbeitsvermittlung auch der materielle Er5 aller Beſtrebungen der et die die Ver
erung der Lohn- und Arbeit ungen g tin hohem Maße abhängig iſt. Ohne Arbelten

fich die errungenen Vorteile ſelbſt wenn ſie durch Tarif
verträge geſchützt ſind, viel ſchwerer aufrechterhalten, weil
ſie durch das regelloſe Arbeitsangebot der widerſtands
unfähigen Arbeitsloſen täglich in Gefahr gebracht werden.

er Verbandstag verpflichtet aus dieſen Gründen alle
Verbandsmitglieder, die Regelung der Arbeitsvermittlung
überall und mit allen Kräften zu unterſtüten und bei Ar
beitsloſigkeit ſelbſt die beſtehenden Arbeitsnachweiſe in
jedem Falle zu benützen. Jn Orten, in denen Arbeitsnach-
weiſe noch nicht beſtehen, ſind ſolche einzurichten.

Die paritätiſche Grundlage des Arbeitsnachweiſes
erkennt der Verbandstag nach wie vor als richtig an und
beauftragt die Lokalverwaltungen, nach Möglichkeit auf die
Errichtung paritätiſcher Arbeitsnachweiſe für die Holz-
induſtrie hinzuwirken, die in Städten mit kommunalen oder
ſonſtigen öffentlichen Arbeitsnachweiſen dieſen als beſon
dere Facharbeitsnachweiſe angegliedert werden können.

Für die paritätiſchen Arbeitsnachweiſe betont der Ver
bandstag wiederholt die Notwendigkeit des Obligato-
rium s. Wird ein Arbeitsnachweis von Arbeitgebern und
Arbeitern gemeinſchaftlich errichtet und verwaltet, ſo muß
auch für alle Angehörigen beider Parteien die Pflicht be-
ſtehen, ſich nur dieſes Arbeitsnachweiſes zu bedienen. Um-
gehung des paritätiſchen Arbeitsnachweiſes iſt einer Ver-
letzung des Tarifvertrags gleich zu erachten. Hierbei bringt
jedoch der Verbandstag gleichzeitig zum Ausdruck, daß auch
bei der Vermittlung nach der Reihenfolge ſelbſtver
ſtändlich das Hauptgewicht darauf zu legen iſt, den rechten
Mann an den rechten Platz zu vermitteln, ſo daß den be
rechtigten Wünſchen beider Teile in weiteſtem Maße Rech-
nung zu tragen iſt.

Ein paritätiſcher Arbeitsnachweis ohne Obligatorium,
deſſen Benutzung ganz in das Belieben des einzelnen Arbeit-
gebers und Arbeiters geſtellt iſt, kann nicht als eine geſunde
und dem Frieden dienende Regelung der Arbeitsvermitt-
lung angeſehen werden. Solange die Arbeitgeber nicht zur
Errichtung obligatoriſcher paritätiſcher Arbeitsnachweiſe be
reit ſind, muß in den betreffenden Städten der eigene
Arbeitsnachweis des Verbandes mit allen
Mitteln gefördert werden.“
Berichtigung. Zu den Aeußerungen des Genoſſen

Schnabel- Halle am erſten Verhandlungstag zum Vor-
ſtandsbericht über Abführung höherer Beiträge an die Haupt-
kaſſe iſt zu bemerken, daß eine Namen sverwechſelung ihn
etwas ſagen läßt, von dem er das direkte Gegenteilſagte. Er bewies zahlenmäßig, daß die Zahlſtelle Halle
gar nicht in der Lage geweſen ſei, dem Münchener Beſchluß
höhere Beiträge abzuführen nachzukommen, da ſie dann
ſelbſt Defizit gemacht hätte. D. B.

Gewerkſ chaftliches.

Der Landarbeiterverband im Jahre 1911.
Mit einer Mitgliederzahlt von 15 696 ſchloß der Verband der

Land, Wald- und Weinbergsarbeiter Deutſchlands das Ge
ſchäftsjahre 1911. Dies iſt gegen 1909 eine Mitgliederzunahme
von 6162. Neuaufnahmen zählt der vorliegende Jahresbericht
für 1911 insgeſamt 10 787. Der Mitgliederſtand bedeutet ange
ſichts der maßloſen Verfolgungen der organiſierten Land und
Forſtarbeiter durch Behörden und Arbeitgeber einen ſchönen
Erfolg des Organiſationsgedanken.

Nach den einzelnen Gaugebieten gruppiert, verteilen ſich die
Mitglieder wie folgt: Gau Mitteldeutſchland, umfaſſend Pro-
vinz und Königreich Sachſen und die Thüringiſchen Staaten,
zählt 3477 Mitglieder, Gau Mecklenburg-Pommern 3467, Gau
Südweſtdeutſchland, umſchließend Württemberg, Baden, Elſaß-
Lothringen und Heſſen 2394, Gau Bayern 2255, Gau Nordweſt
deutſchland mit Schleswig-Holſtein, Hannover und Oldenburg
1949, Brandenburg 1237, Oſt- und Weſtpreußen 501, Schleſien
291, Poſen 125. Unter den Mitgliedern befinden ſich 1204
Einzelmitglieder. Die übrigen verteilen ſich auf 530 Orts

pen.
Eine Reihe von Lohn bewegungen im vergangenen

Jahre legte Zeugnis davon ab, daß auch die land und forſt-
wirtſchaftlichen Arbeiter ſehr raſch die Organiſationsmittel zur
Verbeſſerung ihrer wirtſchaftlichen Verhältniſſe brauchen
lernen. Soweit Landarbeiter und Knechte in Frage kommen,
fanden die meiſten Lohnkämpfe in der Provinz Sachſen ſtatt.
Die Bewegungen hatten faſt in allen Fällen den Erfolg, daß
der Wochenlohn um 1--3 Mk. erhöht, die Arbeitszeit um
1——-2 Stunden pro Tag verkürzt wurde. Die meiſten Lohn-
bewegungen wurden im Gebiet der ſüddeutſchen Waldarbeiter
geführt. Aus zahlreichen Forſtbezirken Bayerns und Württem-
bergs wird berichtet, daß es gelang, die Forderungen um Er
höhung des Tagelohns und Akkordlohns, teilweiſe in beträcht-
licher Höhe, durchzuſetzen. Daneben wirken die Verbandsein
richtungen ebenfalls ſchon in einer für die Mitglieder finanziell
fühlbaren Weiſe. Bei einem Kaſſenbeſtand von 14 356 Mk. am
Schluſſe des Jahres 1910 betragen die Einnahmen aus Bei-
trägen und Eintrittsgeldern zirka 62 500 Mk. Dazu kommen
3000 Mk. weitere Einnahmen. Die Ausgaben weiſen u. a. auf
für Krankenunterſtützung 7367 Mk., Maßregelungsunterſtützung

die Zeitung 8000 Mk. Neben einem Kaſſenbeſtand
von 16089 Mk. iſt der Reſt für Verwaltungskoſten ausgegeben.
Während demnach im verfloſſenen Jahre die Unterſtützungen an
die Mitglieder zirka 9400 Mk. betrugen, überſchritt die im
erſten Vierteljahr 1912 ausbezahlte
reits den Betrag von 5000 Mk. Der Rechts
ren hundert Fällen von Mitgliedern in Anſpruch genommen.
Jn vielen Fällen genügte die Androhung der Klage, um einen
Erfolg zu erzielen. Von den Prozeſſen waren 106 erfolgreich
und brachten den vom Verbande vertretenen Mitgliedern die
Summe von nahezu 5000 Mk. in Form von Reſtlohn, Entſchädi-
gung uſw. außerdem noch eine Menge Deputat, als Kartoffel,
Korn, Feuerung, Wohnung uſw.

Dem Verhalten der Behörden gegen den Verband ſind im
Jahresbericht ebenfalls einige Seiten gewidmet. Am meiſten
tun ſich bei den Verfolgungen die Amtsvorſteher in Preußen
hervor. Meiſt ſind dieſe ſelbſt Gutsbeſitzer und vergeſſen in
ihrem Haſſe gegen die organiſierten Arbeiter, daß die Geſetze
auch für ſie beſtehen. Während im Vorjahre der Verband von
drei Landgerichten als ein unpolitiſcher, rein gewerkſchaftlichen
Zielen dienender bezeichnet wurde, hat es im Berichtsjahr einem
ſchleſiſchen Landgericht beliebt, ein gegenteiliges Urteil zu
fällen, das auch vom Oberlandesgericht beſtätigt wurde.

Allen Verfolgungen zum Trotz hat der Landarbeiterverband
feſten Boden gefaßt und gedeiht prächtig zum Schrecken agra-
riſcher und anderer Reaktionäre

Parade der gelben Anternehmerknechte.
Der Hauptausſchuß der Gelben, der Prätorianergarde der

Unternehmer, hält am 29. und 30. Juni und am i. Juli in
Eſſen einen Verbandstag ab, an dem, wie die offiziöſe
Norddeutſche Allgemeine Zeitung mitteilt, als Ehrengäſte der
Oberpräſident der Rheinprovinz, Freiherr v. Rheinbaben, ſowie
eine große Anzahl führender Perſönlichkeiten aus der deutſchen
Jnduſtrie teilnehmen. Jn dem Hauptausſchuß für die natio-
nale Arbeiterbewegung Deutſchlands, für den die Regierung
ein ſo hohes Jntereſſe an den Tag legt, vereinigen ſich u. a. der
Bund deutſcher Werkvereine, der Bund vaterländiſcher Arbeiter-
vereine, der Verband ſeemänniſcher Berufsvereine und andere
ähnliche Verbände. Ueber die Wirkſamkeit dieſer Verbände wird
man alſo in dieſen Tagen in Eſſen näheres hören.

Das Kanzlerblatt gibt der Tagung bereits ſeinen
Segen, ehe ſie begonnen hat, indem es folgende Bemerkungen
macht: „Die in dem Hauptausſchuß zuſammengeſchloſſenen
Verbände ſind in der deutſchen Arbeiterbewegung eine neue Er-
ſcheinung. Sie gehen von der Ueberzeugung aus, daß die Jnter-
eſſen der Arbeitnehmern mit denjenigen der Arbeitgeber
gleichlaufend ſind, in der Hauptſache wenigſtens, und daß die
beiderſeitigen Jntereſſen am beſten gewahrt und gefördert wer
den durch eine friedliche Verſtändigung beider Parteien. Sie
ſtehen alſo in einem bewußten und ſcharfen Gegenſatz zu den
freien, den chriſtlichen und den Hirſch-Dunckerſchen Gewerk-
ſchaften. Von den verſchiedenen gelben Organiſationen haben
namentlich die Werkvereine in der letzten Zeit einen über
raſchenden Aufſchwung genommen. Es beſtehen heute in
Deutſchland, insbeſondere in Rheinland und Weſtfalen, in
Sachſen, Bayern, Berlin, Waſſerkante uſw. bereits mehr als
100 Werkvereine mit etwa 100 000 Mitgliedern, und faſt täglich
treten neue Werkvereine hinzu. Die bevorſtehende Tagung wird
Aufſchluß geben über den augenblicklichen Stand und die Auf
gaben der wirtſchaftsfriedlichen (gelben) Arbeiterbewegung.“

Daß vom Regierungsblatt die Chriſt lichen mit den freien
Gewerkſchaften und den Hirſch-Dunckerſchen in einen Topf ge-
worfen werden, wird den chriſtlichen Arbeiterführern ſehr unan-
genehm ſein. Jm übrigen iſt es gut, wenn über die bisher im
Verborgenen blühenden gelben Verbände etwas mehr als bis-
her an die Oeffentlichkeit dringt.

Der Streik der Dachdecker in Münſter (Weſtfalen)
iſt erfolgreich beendet. Nach dreiwöchentlicher Dauer
bequemten ſich die Unternehmer endlich zu Verhandlungen,
deren Ergebnis ein Tarifvertrag iſt, nach dem der Lohn der Ge-
hilfen ab Juli 1912 auf 55, ab April 1918 auf 56 Pfg. bemeſſen
iſt. Hilfsarbeiter erhalten pro Stunde 10 Pfg. weniger. Die
ſonſt in den Verträgen vorgeſehenen Zulagen wurden gleichfalls
angenommen. Bisher ſchwankte der Lohn zwiſchen 45 und
50 Pfg., die Erhöhung beträgt alſo durchſchnittlich 8 Pfg. pro
Stunde. Der Vertrag gilt ausnahmsweiſe bis 31. März 1915.
Dieſen ſchönen Erfolg verdanken die Dachdecker dem Umſtand,
daß nicht ein einziger abgeſprungen iſt.

Nachklänge vom ſächſiſchen Bergarbeiterſtreik.

Vom Stolberger Schöffengericht wurden die Bergarbeiter
Beetz und Lorenz zu 20 Mk. reſp. 10 Mk. Geldſtrafe ver-
urteilt. Sie ſollen durch Nichtanmeldung von Verſammlungen
gegen das Reichsvereinsgeſetz verſtoßen haben.

Genoſſe Max Müller von der Chemnitzer Volksſtimme be-
kam einen Monat Gefängnis wegen Gendarmenbeleidigung,
der er ſich in einer Verſammlungsrede während des Berg-
arbeiterſtreiks ſchuldig gemacht haben ſoll. Zu der Verhand-

rſtützungsſumme be
wurde in mehre

a

lung waren ein Schahmann, ein Wachtmeiſter und der
des Wirtes als Zeugen geladen. Der Schutzmann hatte die
Angeige gemacht, war aber nicht in der Verſammlung, ſondern
ſtand Gehöft, wo er die in Frage kommende Aeußerung ge
hört haben will. Der Wachtmeiſter war ebenfalls nicht in der
Verſammlung, und der Sohn des Wirtes als r
(ſonſt iſt er Poſtaſſiſtent) wußte nichts genaues. Genoſſe er
beſtritt entſchieden, die Aeußerung getan zu haben, doch die drei
Zeugen leiſteten den Eid und die Verurteilung war fertig. Die
vom Genoſſen Müller geladenen Zeugen lehnte das ab.

Eine Arbeitsordnung für die ſtädtiſchen Angeſtellten und
Arbeiter

beſchloſſen die Kollegien der Stadt Augsburg. Dank der
tatkräftigen Mitarbeit unſerer in der Stadtvertretung befind
lichen Genoſſen werden durch dieſe Arbeitsordnung die ſtädti-
ſchen Arbeiter und Bedienſteten vom 1. Juli d. J. an in ihrem
Arbeitsverhältnis erheblich beſſer als bisher geſtellt. Die Ar
beitsordnung gibt Anſpruch auf jährlichen Urlaub bis zu
ſieben Tagen bei Fortbezahlung des Lohnes; ſie regelt die Be
zahlung der Ueberſtunden und Sonntagsarbeit (25 bezw.
50 Prozent Lohnzuſchlag) in Krankheitsfällen wird nach Ver
lauf einer Woche die Differenz zwiſchen Lohn- und Kranken
geld auf die Dauer von 13 Wochen gezahlt. Ein Arbeiteraus-
ſchuß wird eingeſetzt, deſſen Mitglieder auf Grund der Verhält
niswahl gewählt werden. Weitere von unſeren Genoſſen ge-
ſtellte Verbeſſerungsanträge wurden von der liberal-zentrüm-
lichen Mehrheit der Stadtvertretung abgelehnt. Die Vertreter
der chriſtlichen Arbeiter halfen wacker mit, die weitere Aus-
geſtaltung der Arbeitsordnung zu hintertreiben.

Der Streik der franzöſiſchen Seelente.
Die Vertreter der Dock- und Hafen arbeiter find in

Paris zuſammengekommen und haben beſchloſſen, falls nicht
binnen kurzem die Forderungen der eingeſchriebenen Seeleute
erfüllt würden, ihren Verbänden Vollmacht zu erteilen, alle
ihnen erforderlich erſcheinenden Maßnahmen zu treffen.

Die Küſtenſchiffahrtskapitäne und Offiziere
der Handelsmarine des Mittelmeers haben in einer
Verſammlung einen Beſchlußantrag angenommen, in dem ſie
die Forderungen der eingeſchriebenen See-
leute als durchaus begründet anerkennen,.,
Gleichzeitig beſchloſſen ſie, bei den Geſellſchaften Schritte zu
unternehmen, um eine Gehaltserhöhung der Offiziere aller
Grade durchzuſetzen.

Streik der amerikaniſchen Seelente.
Vier große Künſtenſchiffahrtslinien in Neuyork ſind durch

einen Streik der Seeleute und Frachtverlader in arge Ver-
legenheit geraten. Mehrere tauſend Mann haben bereits die
Arbeit niedergelegt. Sonnabend abend war die Zahl der
Streikenden auf etwa 15 000 angewachſen.

Aus der Provinz.
Sozialdemokratiſcher Verein für den Wahlkreis Merſeburg

Querfurt.
Der in der Nummer 1409 des Volksblattes abgedruckte An

trag des Diſtrikts Paſſendorf iſt falſch, er muß lauten:
Von der Anſtellung eines Parteiſekretärs iſt abzuſehen und
dafür zwei weitere Agitationsmiiglieder zu wählen.

Der Vorſtand. J. A.: Konrad Müller,

Behördliche Bekämpfung dea Landflucht.
Den zuſtändigen Behörden iſt eine Verfügung zugegangen,

die ſich auf die Tätigkeit der landwirtſchaftlichen Arbeitsnach-
weiſe bezieht, und wodurch man der Landflucht der Arbeiter
nach Möglichkeit entgegentreten will. So ſoll deren Augenmerk
nicht ſo ſehr auf die Rückführung ſtädtiſcher Arbeiter auf das
Land, ſondern auf Feſthaltung der ländlichen Arbeiter
ſchaft und ihres Nachwuchſes auf dem Lande gerichtet ſein. Bei
der eigentlichen Vermittlungstätigkeit können ferner die Ar-
beitsnachweiſe auf möglichſte Dauer des Vertragsverhältniſſes
durch ſorgfältige Auswahl geeigneter Arbeitskräfte, durch klare
Feſtſtellung der Vertragsbedingungen, die Mißverſtändniſſe
über die gegenſeitigen Leiſtungen ausſchließt, durch materielle
Nachprüfung des Jnhalts der Arbeitsverträge und durch Hin
weis auf geeignete Schiedsverfahren für den Fall entſtehender
Streitigkeiten hinwirken. Ferner können die Arbeitsnachweiſe
auch außerhalb ihrer Vermittlungstätigkeit in günſtigem Sinne
wirken. Dies kann geſchehen durch Erteilung allgemeiner
Rechtsauskünfte an die Arbeiter, durch Förderung der Wohl
fahrtsbeſtrebungen, durch Ueberwachung der gewerbsmäßigen
Stellenvermittler, durch Ueberwachung der ſoziali-
ſti ſchen Agitationunterden Landarbeitern durch
Verſorgung der Preſſe mit aufklärenden Artikeln und durch
Jntereſſierung der Unternehmer für die jeweils notwendigen
Maßnahmen in beſonderen Arbeit„geber“verſammlungen.

Die Bemerkung, auch die ſozialiſtiſche Agitation
ſollen die Arbeitsnachweiſe „überwachen“, kennzeichnet die be
hördliche Verfügung. Man will etwas gegen die Landflucht

Unser im Jahre 1874 begründetes

wird von heute ab unter der Firma

Halle a. S.
fortgeführt.

herigen Prokuristen

bestellt.

bleibt unter der Stammfirma

Halle a. S., I. Juli 1912.

Kurz und Spielwaren Engrosgeschäft

Buttermilch Co. G. m. b. H,

Zu Geschaftsführern sind unsere langjährigen Mitarbeiter und bis-

die Herren Carl Liessmann und Anton Schaefer

Die Harzer Holzwarenfabrik und der Vertrieb von
Spezialartikeln, wie Kerzen usw.

Gebr. Buttermilch, Hane a. S. und Benneckenstein i. Harz
mit Kontor Halle a. S., Landwehrstraße 9, erste Etage, bestehen.

Gebr. Buttermiich.

gegründete

schäftshause

—SZZDZJ

Fernsprecher 508.

Kurz und Spielwaren Engrosgeschäft
mit Lager in Harzer Holzwaren

ist mit dem heutigen Tage auf uns übergegangen und wir
werden dasselbe in dem von uns mit übernommenen Ge-

Halle a. S., Landwehrstraße 9
in bisheriger Weise fortführen.

Das der Stammfirma bewiesene große Vertrauen bitten wir
auch auf unsere Firma übertragen zu wollen.

Halle a. S., I. Juli 1912.

Buttermilch Co. G. m. b. H.

Das im Jahre 1874 unter der Firma Gebr. Buttermilch

Fernsprecher 8114.



d do Uebel aber rict an der Wurzel faſſen, denn
könnte d ae ja den Agrariern und ihrem Geldbeutel

D Der ortsübliche Tagelvhn in der Provinz Sachſen.
er ortsübliche Tagelohn, deſſen Feſtſetzung gemäß J 8 desKrankenverſicherungsgefetzes durch die über en Verwaltunge

behörden nach Anhörung der Arbeitgeber und der Verſicherungs
pflichtigen erfolgt, hat für eine ganze Reihe von Verhältniſſen,
die beſonders die arbeitenden Klaſſen betreffen, Bedeutung Für
die Arbeiterverſicherung kommt er nach verſchiedenen Richtungen
in Betracht. Auch das Reichsgeſetz betreffend die Unter
ſtützung von Familien der zu Friedensübungen
einberufenen Mannſchaften bemißt die Unterſtützungen nach
dem ortsüblichen Tagelohn. Die Gewerbeordnung verleiht dem
ortsüblichen Tagelohn inſofern Bedeutung, als ſie beſtimmt,
daß der Unternehmer berechtigt iſt, von dem Arbeiter, der rechts
widrig die Arbeit verläßt, für den Tag des Vertragsbruches
und jeden folgenden Tag der vertragsmäßigen oder
geſeslichen Arbeitszeit als Entſchädigung den Be
irag des ortsüblichen Tagelohnes zu verlangen, jedoch höchſtens
für die Dauer einer Woche, vhne daß die Forderung an den
Nachweis eines Schadens gebunden iſt. Gleiches Recht ſteht dem
Arbeiter zu, wenn er von dem Unternehmer vor rechtmäßiger
Beendigung des Arbeitsverhältniſſes entlaſſen worden iſt.
Auch nach mancher anderen Richtung hat der ortsübliche Tage
dohn Bedeutung und wäre alle Veranlaſſung gegeben, ſich mit
dieſem Lohn eingehender zu beſchäftigen. Genau umſchrieben,
verſteht man unter ortsüblichem Tagelohn den Lohn, den ein
ungelernter Arbeiter an irgendeinem Orte Tag für Tag ver
dienen kann. Hierbei kann es ſich ſelbſtverſtändlich nur um
einen Durchſchnittslohn handeln. Dieſe Norm läßt erhebliche
Schwankungen erklärlich erſcheinen. Nach den allerneueſten
ſtatiſtiſchen Erhebungen ſchwankt der ortsübliche Tagelohn des
erwachſenen männlichen Arbeiters im Regierungsbezirk Magde-
burg zwiſchen 2,10 und 3 Mk., im Regierungsbezirk Merſeburg
swiſchen 1,50 und 3,50 Mk. und im Regierungsbezirk Erfurt
wiſchen 1,80 und 2,50 Mk. Der ortsübliche Tagelohn betrug
in Magdeburg 3 Mk., Aſchersleben 2,50 Mk., Gardelegen 2,10
Mark. Wernigerode 2,40 Mk., Halberſtadt 2,70 Mk., Genthin
240 Mk. Schönebeck 2,60 Mk., Staßfurt 2,60 Mk., Neuhaldens-
leben 2,40 Mk., Oſchersleben 2,40 Mk., Quedlinburg 2,40 Mk.,
Salzwedel 2,40 Mk., Stendal 2,50 Mk., Tangermünde 2,50 Mk.,
Wanzleben 2,40 Mk., Wolmirſtedt 2,40 Mk., Bitterfeld 2,80 Mk.,
Delitzſch 2,20 Mk., Eisleben 2,10 Mk., Halle 8,80 Mk., Merſeburg
2,50 Mk., Naumburg 2,75 Mk., Sangerhauſen 2,40 Mk., Weißen-
fels 2,50 Mk., Wittenberg 1,80 Mk., Zeitz 2,50 Mk., Erfurt 2,50
Mark, Heiligenſtadt 2,30 Mk., Langenſalza 2 Mk., Mühlhauſen
2,30 Mk. und Nordhauſen 2,25 Mk.

Vom Kampfe um das Arbeiterkaſino Schweiditz.
Das Kammergericht hat vorgeſtern ein verfehltes Strafver-

fahren gegen den Verwalter des ſozialdemokratiſchen Kaſinos
Schweiditz ſcharf zurückgewieſen. Der Sozialdemokratiſche
Verein Schweiditz beſitzt bekanntlich ein hart bedrängtes
Kaſino, für das eine Schankerlaubnis nicht beſteht. Der
Kaſinoverwalter Zeidler wohnt etwa 80 Meter entfernt, wo
er einen Handel mit Flaſchenbier betreibt. Eines Tages hatte
nun der Arbeiter-Radfahrerverein Vorwärts in dem Kaſino
ein Vergnügen. Die Teilnehmer kauften ſich im Geſchäft
Zeidlers Flaſchenbier und nahmen es mit in das Kaſino, um
es dort zu trinken. Auch wurde einmal ein ganzer Kaſten mit
Bier geholt. Auf Grund dieſer Vorgänge wurde Zeidler wegen
unbefugter Ausübung des Schankgewerbes und wegen Ver-
gehens gegen das Gewerbeſteuergeſetz angeklagt. Das Land-
ericht in Halle ſprach ihn jedoch frei, weil Zeidler in ſeinem
auſe das Bier verkauft habe, wozu er berechtigt geweſen ſei,

und weil andererſeits in dieſem Verfahren keine Ausübung
des Schankgewerbes im Kaſino des Sozialdemokratiſchen Ver
eins gefunden werden könne.

Die Staatsanwaltſchaft legte gegen das Urteil Reviſion
ein und machte geltend, daß Z. doch das Schankgewerbe aus-
geübt habe, indem er das Bier an die Feſtteilnehmer verkauft
habe, von denen er wußte, daß ſie es alsbald in dem nahen
Kaſino austrinken würden. Der Angeklagte habe eine ge-
wiſſe Verfügung über das Kaſino gehabt. Es genüge, daß mit
ſeinem Wiſſen und Willen das nahe Kaſino zum Genuß des
von ihm gekauften Bieres benutzt wurde. Es ſei nicht erfor-
derlich, daß er den Leuten den Platz anwies. Unerheblich ſei
auch, daß er nicht Beſitzer des Kaſinos ſei. Der Oberſtaats-
anwalt am Kammergericht war aber anderer Meinung, wie
die reviſierende Staatsanwaltſchaft von Halle. Er meinte,
entſcheidend ſei, daß nur feſtſtehe, daß er das Bier in ſeinem
Hauſe verkauft habe. Dafür, daß die Käufer mit dem Bier
in das Kaſino gingen und es dort bald austranken, könne er
nicht verantwortlich gemacht werden.

Das Kammergericht verwarf denn auch die Reviſion der
Staatsanwaltſchaft mit folgender Begründung:

Jn Uebereinſtimung mit dem Oberſtaatsanwalt habe der
Senat die Reviſion der Staatsanwaltſchaft nicht für be
gründet erachten können. Vorausſetzung für die Annahme
der Ausübung der Schankwirtſchaft durch den Angeklagten
würde ſein, daß ein räumlicher Zuſammenhang zwiſchen
der Wohnung Z.s und dem Kaſino beſtände. Das ſei aber
nach dem Urteil des Landgerichts nicht der Fall. Der Ange-
klagte habe das Bier in ſeinem Geſchäftslokal verkauft und
die Radfahrer, die es kauften, hätten es nach dem Kaſino ge-
bracht, das zwar unweit ſeines Geſchäfts liege, aber nicht
im räumlichen Zuſammenhang damit ſtand. Jnfolgedeſſen
habe ſich Angeklagter auch nicht der ihm vorgeworfenen Ueber
tretungen ſchuldig gemacht. Es müſſe bei der Freiſprechung
bleiben.

Helbra. Sitzung der Gemeindevertretung. An-
läßlich des gewerkſchaftlichen Bahnneubaues iſt eine Parzelle
Acker an die Gemeinde abgetreten worden. Die Parzelle iſt
3,14 Ar groß. Die Stadtgemeinde Mansfeld hat an die
Gemeinde Helbra den Antrag geſtellt, ihr zu den Schullaſten
für 1911 einen Zuſchuß von 716,54 Mk. zu gewähren. Die Ge

meindevertretung ren der n e174,83 Mk. zu gewähren, da die Mansfelder e grtf ft nur
1841 Mk. auf den Kopf Belegſchaft nach Helbra Steuern
zahle, und well nur Hüttenleute davon in Mangsfeld
wohnen, was den Betrag von 174,83 Mk. gleichkommt. Der
Gemeinde Ahlsdorf werden c den Schullaſten 368,00 Mk. be
willigt. Von der freiwilligen Feuerwehr war ein Antrag
geſtellt, worin i um koſtenloſe Ueberlaſſung des Lindenplatzes
zu ihrem Stiftungsfeſte erſucht. Der Antrag wurde ange
nommen. Ein zweiter Antrag der Feuerwehr, auf Zahlungeines Zuſchuſſes zu dem Fe und Erkaſſung der Ver-
n sſteuer, wurde abgelehnt. Auf Antrag des katho-
iſchen Pfarrers ſoll an der katholiſchen Kirche eine Gaslampe

angebracht werden. Es ſollen darum zwei Laternen in der
Bismarckſtraße verſetzt werden. Auch am Lehberg ſoll eine
neue Gaslampe angebracht werden. Die Beſchlußfaſſung
über den Nachtragsbvertrag der Kontinentalen Waſſerwerks-
eſellſchaft zur Errichtung eines Waſſerwerkes wird bis auf
ingang eines definitiven Beſcheides der Geſellſchaft vertagt.

Ein Antrag der elektriſchen Kleinbahn wegen Aufſtellung
alen ſten zu einer Reſerve-Hochſpannungsleitung wird ab
gelehnt.

Amsdorf. Selbſtmord. er hat ſich am Donnerstagdie Ehefrau des Maſchiniſten K. Minna geb. Matthäus. Als
der Ehemann von der Nachtſchicht heimkehrte, fand er ſeine Frau
tot auf dem Sofa liegend. Der Grund zur Tat dürfte ſchweres
langjähriges Nervenleiden ſein.

Sangerhauſen. Zum Gewerkſchaftsfeſt. Wir er
ſen alle Genoſſen, die Kinder an der Reigenauf-

hrung zum Gewertkſchaftsfeſte teilnehmen laſſen wollen, die
Kinder Mittwoch, den 3. Juli, abends 7 Uhr in den Herren
krug zu ſenden. Es ſoll an dieſem Abend mit der Einübung
des Reigens begonnen werden.

DemEckartsberga. Di l. KammergutspächterSchmidt in Rannſtädt ſtatteten kürzlich Diebe einen Beſuch
ab. Aus dem Dorfe holten die Einbrecher ſich die große Feuer
leiter und ſtiegen auf ihr in die im erſten Stockwerk gelegene
Vorratskammer. Alles, was die Einbrecher fanden, nahmen ſie
mit, ſo das Geſchlachtete von vier Schweinen, zwei Kiſten mit
Eiern und viele andere Sachen. Zum Fortſchaffen der Beute
benutzten die Gauner einen Wagen. Von Weimar wurde
der Polizeihund geholt, der aber die Richtung nicht auffand, in
der die Diebe verſchwunden waren.

Heldrungen. Sonderbare Praktiken ſcheinen all
mählich im Halliſchen Knappſchaftsverein einzureißen. Wäh-
rend an anderen Orten die Reſultate der Aelteſtenwahl gleich
am ſelben Tage zahlenmäßig der Belegſchaft mitgeteilt
werden, iſt den Mitgliedern der Knappſchaft auf den Werken
in Heldrungen erſt jetzt, nach zwei Monaten, die Beſtätigung
des Aelteſten zur Kenntnis gebracht worden. Nun ſind aber
die auf genannten Schächten beſchäftigten Bergleute der An
ſicht, daß die bloße Beſtätigung nicht genügt, ſondern daß, da
die Mitglieder an der Wahl des Beſtätigten Zweifel hegen,
auch der zahlenmäßige Nachweis gebracht werden muß, und
zwar, wie dies immer geſchieht, im Aushang, daß der betref-
fende auch wirklich gewählt iſt.

Eilenburg. 8 Uhr-Ladenſchluß. Wie aus einer Be-
kanntmachung des Magiſtrats hervorgeht, haben ſich 226 Ge-
ſchäftsleute für Einführung des 8 Uhr-Ladenſchluſſes erklärt,
während die Oppoſition nur 11 Stimmen aufzuweiſen hat.
Demnach dürfte der 8 UhrLadenſchluß nur noch eine Frage
der Zeit ſein. Es iſt mit Freuden zu begrüßen, daß auch unter
den Geſchäftsleuten das Beſtreben nach Verkürzung der Ar-
beitszeit immer mehr vorherrſchend wird.

Theater im Schützen haus. Die Verhandlungen
mit der Direktion des Märkiſchen Wandertheaters ſind nun
zum Abſchluß gekommen. Demnach ſollen vier Vorſtellungs
ſerien ſtattfinden. Den zur Reklame gebildeten Theateraus
ſchuß hat man geſichtet und daraus fünf Perſonen beſtimmt,
die nun die nötigen Vorarbeiten zur Aufſtellung eines Spiel-
planes treffen werden. Die Arbeiterſchaft wird die Veran-
ſtaltungen im Schützenhaus ſolange meiden, bis ihr auch
der Saal zu Verſammlungen zur Verfügung ſteht.

Tödlicher Unfall. Ein bedauerlicher Unfall mit
tödlichem Ausgang ereignete ſich Sonnabend auf dem Wege
zwiſchen Eilenburg und Ochelmütz. Die Dienſtmagd Maiwald
aus Eilenburg, bei einem Landwirt in Ochelmitz in Stellung,
fiel auf dem Nachhauſewege von einem vollen Heuwagen, und
zwar ſo unglücklich, daß das Hinterrad über die Bruſt der
Unglücklichen hinwegging. Der Tod trat ſofort ein.

Bitterfeld. Verhaftete Diebe. Wegen des Verdachtes,
die Kupferdiebſtähle ausgeführt zu haben, ſind in den letzten
Tagen verſchiedene Perſonen verhaftet worden. Bereits vor
einigen Wochen wurde der Arbeiter Willi Brandt verhaftet,
der in dem Verdachte ſteht, die Fernſprechleitung am Leinedamm
beraubt zu haben. Bei B. wurde eine Zange gefunden, mit der
der Draht t re worden iſt. Jn Leipzig gelang es den
Althändler Gelbe aus Niemegk zu verhaften, als er den ge-
ſtohlenen Draht verkaufen wollte. Mangels Fluchtverdachtes
wurde Gelbe auf freiem Fuße belaſſen, inzwiſchen jedoch iſt er
verſchwunden. Jn den letzten Tagen ſind nun in Greppin
die Arbeiter Otto Behrendt, Valentin Pratzſch und Leon
Mlynarczik, ſowie der Handelsmann Valentin Stolze
wegen des dringenden Verdachts der Kupferdiebſtähle bezw. derHehlerei verhaftet und dem hieſigen Amtsgericht zugeführt wor-
den. Der als Hehler verdächtige Handelsmann z damceczyk
von dort wurde einſtweilen zu freiem Fuße gelaſſen. Sämtliche
Angeſchuldigte leugnen und bezichtigen ſich zum Teil gegen-
ſeitig. Die Ermittlungen ſind noch immer eifrig im nge,
auch ſtehen noch weitere Verhaftungen bevor.

Delitzſch. Stadtverordnetenſitzung. Durch Er-
heben von ihren Plätzen ehrten die Stadtverordneten in ihrer
letzten Sitzung das Andenken ihres verſtorbenen Kollegen
Bruno Behyer. Hieran anſchließend bittet der Vorſteher den
Magiſtrat, die Erſatzwahl in Kürze vorzunehmen. Ferner
wird bekannt gegeben, daß am 1. Juni eine Reviſion der
beiden ſtädtiſchen Kaſſen ſtattgefunden hat, wobei alles in
beſter Ordnung befunden worden iſt. Alsdann wurde der
Errichtung einer weiteren Bedürfnisanſtalt, die am Schäfer-
graben ihren Platz finden ſoll, zugeſtimmt. Die hierzu be-
nötigenden Mittel ſind von dem Bau der übrigen zwei An-
ſtalten noch vorhanden. Hierauf wurden einige Miets-
geſuche erledigt. Der nächſte Punkt verlangte die Anlage
eines großen Sportplatzes und Bewilligung der Koſten. Dieſe
ſind ziemlich beträchtlich und ſollen vorläufig 12 000 Mark
betragen. Zum völligen Ausbau des Platzes ſind weitere
Koſten erforderlich, ſo daß ſchließlich die Summe von 30 000
Mark erreicht würde. Die Regierung will aus dem Fonds für
Jugendpflege 1000 Mk. dazu beiſteuern. Jedoch iſt aus dem
Bericht des Schneidermeiſters Hampe zu erſehen, daß der

egiell den deutſchen Turnern und der patriotiſchenen Wert zur Benutzung freiſtehen ſoll. Genoſſe Klun-
ert plädiert für vollſtändige Freigabe an alle Teile der

Bevölkerung. Nach einigem Für und Wider wurde die Vor
lage dem Magiſtrat zurückgegeben, um mit der Schützengilde
deren Platz man eventuell dazu benutzen könne, in Verbin
dung zu treten. Aus der Debatte ging hervor, daß man den
Platz abſolut in die Nähe des Schützenhofes haben will, um
bei ungünſtigem Wetter deſſen Räumlichkeiten füllen zu
können. Nunmehr wird der Bericht über den Verkauf des
Vorlandes an der Kaiſer-Wilhelm- Promenade entgegen
genommen. Daraus geht hervor, daß den betreffenden An
liegern der von der Stadtverordnetenverſammlung beſchloſſene
Preis von 4 Mark pro Quadratmeter zu hoch iſt. Die An-
lieger verzichten deshalb auf den Ankauf des Geländes. Mit
der vom Magiſtrat feſtgeſetzten teilweiſen Ermäßigung der
Preiſe für Badekarten an der Elberitzmühle erklärt ſich das
Kollegium einverſtanden. Der nächſte Punkt der Tagesord
nung, der den Neubau des Amtsgerichts vorſah, ergab eine län
gere Diskuſſion. Eine von 88 Bürgern unterſchriebene Ein

abe wünſcht, daß das Amtsgericht auf dem Hausmannſchen
Srundſtück errichtet werden möge. Da jedoch dieſes Gelände
ſehr ſumpfig iſt, ſind andere Plätze in Ausſicht genommen
worden, darunter das Gärtner Richterſche Grundſtück. Um
das Amtsgericht in die Leipziger Straße zu bringen, iſt das
letztere Grundſtück dem Fiskus in Vorſchlag gebracht worden.
Um den Bau auf dieſem Grundſtück zu ermöglichen, ſollte ein
5 Meter breiter Streifen vom Schulplatz entnommen werden.
Das lehnten jedoch die Stadtverordneten vernünftigerweiſe
ab, ſolange die Möglichkeit gegeben iſt, das Gebäude auf einen
anderen, in der Leipziger Straße belegenen Platz zu errichten.

Ferner bewilligten die Stadtverordneten noch 1834 Mk. für
die höhere Mädchenſchule, für die Friedhofsverwaltung und
die Forſtverwaltung pro 1911. Für notwendige Reparatur
arbeiten auf dem Forſthauſe wurden 755 80 Mk. bewilligt.
Der Bericht vom Städtetag der Provinz Sachſen wird auf Antrag Tauche der porgeſhrittenen Zeit wegen bis zur näch
ſten Sitzung vertagt. Aus einer Eingabe des Herrn
Dr. Schulze wegen der Regulierung der Anlagen ſüdlich von
ſeinem Grundſtück und die Vergrößerung eines Trennſtücks
geht hervor, daß Dr. Schulze das zwiſchen ſeinem Garten und
dem Verbindungskanal Lober--Stadtgraben belegene Land
erwerben will. Schulze iſt bereit, für das zu erwerbende Land
pro Quadratmeter 8 Mk. zu bezahlen. Da mit dem Verkauf
die Einziehung des Verbindungsweges Promenade--Kohl
ſtraße verknüpft iſt, proteſtierten in einer Eingabe 43 Bürger
gegen den Verkauf. Trotzdem beſchloß die Verſammlung das
Trennſtück abzutreten. Die Herren Bauer und Dr. Kuntze
waren darüber ſehr erboſt. Sie verließen mit den Worten
„abgemachte Sache“ den Sitzungsſaal. Hierauf nichtöffent
liche Sitzung.

Wittenberg. Kaufmannsgericht. Wegen Diebſtahls
verdacht war die Verkäuferin H. entlaſſen worden; ſie ſollte
eine Straußenfeder beiſeite gebracht haben. Da ſie ſich un
ſchuldig fühlte, klagte ſie vor dem Kaufmannsgericht, das über
ihren Fall in kurzer Zeit zweimal beriet und ihr den Eid über
ihre Ausſage zuſchob, den ſie auch leiſtete. Bei der zweiten
Verhandlung wurde hierauf der beklagte Unternehmer ver-
urteilt, der H. den rückſtändigen Gehalt von 87,50 Mk. zu
zahlen.

Elſter. a n W Hier wurde die Leiche eines
jungen Mannes aus dem Waſſer gezogen, die nur mit der
Badehoſe bekleidet war und am Kopfe eine klaffende Wunde
von zirka 5 Zentimetern aufweiſt. Die Leiche hat blondes
Kopfhaar und einen ebenſolchen Schnurrbart. Wahrſcheinlich
liegt ein Unglücksfall vor; die Unterſuchung iſt eingeleitet.

Torgau. Stadtverordneten ſitzung. Die Stadtverordnetenverſammlung nimmt zunächſt Kenntnis von dem
Bericht über die Petition betr. den Bau einer Bahn Jüterbog
Torgau. Das preußiſche Herrenhaus hat die Petition der
Regierung als Material überwieſen. Landtagsabgeordneter
Graß Zwethau teilt mit, daß die Kommiſſion des preußiſchen
Abgeordnetenhauſes denſelben Beſchluß gefaßt habe, den wor
ausſichtlich auch das Plenum faſſen wird. Einige Fleiſcher
n petitionierten um Herabſetzung der Schlachthof Ge
bühren. Der Magiſtrat berichtet: In der Schlachthofkaſſe ſind
nur 800 Mark bares Vermögen, dagegen ſind über 6000
Mark Schulden für Verwaltung zu decken. An eine Herab

wärtig nicht gedacht werden, da ſich fernerL machen. Die Veranz bedeutende Reparaturen notwendiſammlung ſtimmt dem Magiſtratsbeſchluſſe zu, der eine Her
abſetzung ablehnt. Für das Einquartierungsamt wird der
Anſtellung einer Hilfskraft zugeſtimmt. Jn der letzen Sitzung
hat man von der Eiſenbahn-Betriebsinſpektion für Ueber
aſſung ſtädtiſchen Landes für ein proviſoriſches Gleis wäh

rend der Kaiſermanöver 150 Mark verlangt. Dieſe ſollten
wie wir bereits berichteten, der Nationalflugſpende zugewen
det werden. Jetzt ſtellt ſich heraus, zef die Bahn dieſes Land
nur zehn Tage braucht und man beſchließt, nun der Bahn
das Land koſtenlos zur Verfügung zu ſtellen. (Arme Natio
nalflugſpendel D. Red.) Hinſichtlich Verſchmelzung der Ge
meindekrankenkaſſe mit der Handwerkerkaſſe beſchließt die
Verſammlung, die Verſchmelzung ſpäteſtens am 1. Januar
1918 erfolgen zu laſſen. Der Magiſtrat wollte die Verſchmel
ung erſt vornehmen am Tage des Jnkrafttretens der neuenKeichsverſicherungsordnung, am 1. Januar 1914. Ein Stadt

verordneter teilt mit, daß die Vertreter- Verſammlung der
Handwerkerkaſſe nur zuſtimmt, wenn die Verſchmelzung bis
ſpäteſtens 1. Januar 1913 erfolgt. Der Erſte Bürgermeiſter
war der Meinung, daß die Unternehmer zu früh die Er
n des Drittels tragen müßten, da doch die Handwerkeraſſe ſöhere Leiſtungen, mithin auch höhere Beiträge habe.
Darauf kommt man zu dem Einſpruch des Stadtrats Schmidt
gegen ſeine Heranziehung zu Anliegerbeiträgen in der Straße
nach der Stollſchen Fabrik. Er iſt der Meinung, die Straße
iſt erſt angelegt worden, nachdem er bereits ſein Grundſtück
erworben hatte. Er habe an der Straße kein Jntereſſe.
Ferner teilt der Herr Stadtrat der Verſammlung mit, daß er
den Erſten Bürgermeiſter erſucht habe, ihn ſolange von ſeinen
Aemtern zu beurlauben, bis der Streit mit der Stadt er
ledigt ſei. Selbſtverſtändlich kam man dem Herrn Stadt
rat ſoweit wie möglich entgegen man hat ihm einen Teil der
Anliegerbeiträge erlaſſen. Der weitere Punkt betraf die
Frage der Verſicherung des Krankenhausperſonals gegen
gef flicht. v dieſer Sache ſollen erſt weitere S
ſtattfinden. ei dieſer Gelegenheit kommt zur Sprache, daß
während der Chefarzt des Krankenhauſes in den Ferien weilt,
eine notwendige Röntgenſtrahlen- Unterſuchung nicht möglich
war.

(Die heutige Nummer umfaßt 12 Seiten.)
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Ab morgen total neuer Spielplan

Volksparks
Tel. 1107. Burgstrasse 27 Tel. 1107.

Dienstag, 2. Juli, abends 8 Uhr

Walzer Kvend
verbunden mit Ziumenfest.
Ausführende: Kapelle H. Engelmann.

Bei ungünstiger Witterung findet das Konzert im
groben Saale statt.

Eintritt 70 Pf. Eintritt 10 P
Einem zahlreichen Erscheinen sieht entgegen

Die Geschäftsleitung.
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2 a In der Moritzhurg.z Der Salzgraf von Ralle. S
Es finden noch zwei volkstümliche Vorstellungen z

bei kleinen Preisen am Dienstag den 2. und m2 Donnerstag den 4. Juli statt. 27z inkl. städtischer Billetstewer: Gallerie mm z22
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z Logen: 2.60 Mark. 27
IIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII II III III
Zentral Kmerikan- Cermania
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r G. WDie arme er gieieen

für ausgesperrte Metallarbeiter bedeutend ermäsrigte Preise.

x S Ane Verbands S höden von jetzt an annobel. W

panerei ſohn Mütendere,

Sonngpend, den 6. Juli, Generalversammlung im R
abends S UhrCöpferſtraße, bei unſerem Mitgliede Otto Geiſt.

Anteilſcheine mitbringen.

Vonher ort der anno
Bezirk Halle a. S.

ladet die Kaufmànnischen An-
gestellten zum Beitritt ein.

Stellenlosen-, Kranken-. Sterbe-, Umzugs- undGemaßregelten-Unterstützung. Rechtsschutz. Stellenvermittlung.
Bevollmäehtigter: R. Kühn, Halle, Landsbergerstr. 13.

Nächste Nonatsversamminung: Hüttwoch, 3. Juli,
bends 9 Uhr im VolKsparkK, Burgstraße 27. Sämtl. Nitgüeds

aurant
nigkeit,e undDer Vorſtand.

cher sind in dieser Versammlung zwecks Kontrolle abzugeben.

Kodvn- Verein für Crovendain und Umgegend

eingetr. G. m. b. H.

Verkaufsstelle Ortrandl.
Die Markenabnahme erfolgt o Sonntag den 7. Juli,

nachm. von 3—5 Uhr im Restaurant Schöne, Ortrand, Neugaſſe.
Marken werden bis zum Nennwert von 1 Mk. abgenommen.

Sind jedoch 5 Mk. ſo müſſen dieſe gegen einen 5 Mark-Schein
umgetauſcht werden. Jn Kartonmarken werden alſo nur bis 4 Mk.

angenommen.
Senntag, den 7. Juli wegen Inventur geschlossen.

Der Vorstand

r van vo vGeschäfts-Bröffnung.
Einem verehrl. Pubikum hiermit zur gefl. Kenntnis, daß ioh

mit heutigem Tage im Hause
(vis-à-vis der3 Böllbergerwes 3 eW papler Schreibarennanglune

mit dem Verkauf von Sochulartikeln eröffne
Es wird mein Bestreben sein, dureh gediegene Ware u. zivile

W mir das Vertrauen des vereſirl. Pubſiſcums zu erwerben.
Hochachtungsvoll Karl Matuschkoe.

So m lachertolz!

Jm „Luſtſpielhaus“ Berlin und

nommen. Wan lachte, man
ſich, man kreiſb r. n Situationen

o'n Windhund en Sfortgeſetzte ervloſtve irkun
t„So'n Windhund

a r hnenjemals

Saison-

Direktion Gustav Poller.
J und n inäh allabendlich 8.15 und ſe

eater.
Ihr z

cinnna
„Schauſpielhaus“ Leipzig

cildhendüch ausverkauft
Stimmen der Presse

„So'n Windhund“ wurde mit der drr
te, man ſchrie.
43

auch der ärgſte Griesgram
ehen kann.

angetan, jeden Abend ein von
es volles Hans zu bringen.

Wenn im renſchieht es et zu de S

eiterkeit aufge
eiten, man bog

en in überſtürzender Haſt.

als n deſſen

lacht werden e ge

on a
Käumungs- Verkauf.

Gelegenheitsposten
in allen Abteilungen, oft

zur Hälfte des früheren Oertes,

ar Verelne beste Raufgelegenneit.

e
Grosse Ulriohstrasse 54.

Außerordentl. General
Versaummlung ger All-

gemeinen Ortskranken-
kasce zu Halle a. S.

lam Donnerstag 11. Juli 1912.abends 8Uhrim, Auguſtinerbräu
Mittelſtraße 14/15.

Tagesordnun g.
Beſchlußfaſſung über das

Weiterbeſtehen der Allgemeinen
e neben der zurrichtend. neuen Ortskranken-

recht S Erſcheinen
der er ertreter wird erſucht.

28. Juni 1912.e g. S Vorstand
J. Jacob, Vorſitzender.

Ten SdlUerBohlmenunen duer 0

für eher und im izelnen n eiBernhard Barth.Seither Vglltbeterverdand

Zweigverein Halle a. Sz Mittwoch den 3. Juli abends 6 Uhr, gleich nach der Arbeit,

im Volkspark, großer Saal:

Cenrilſane Ptgleler-Oorannun.
Tagesordnung:

1. Ausſchluß eines Mitgliedes.
2. Vortrag des Reichstagsabg. O. Rühle

über: „Die Grundzüge der Lohntheorie“.
3. Abrechnung vom Sommerfeſt.
4. Verſchiedenes.

Kollegen! Jn Anbetracht der wichtigen Tagesordnung iſt es dringende Pflicht
eines jeden Mitgliedes, pünktlich zu erſcheinen. Da der Vortrag ſehr lehrreich
und für jeden Kollegen von großem Intereſſe iſt, wird ein guter Beſuch erwartet.

Die Ortsverwaltung.
Einem geehrten Publikum, ſowie meiner werten Nachbarſchaft Hängematten,geſtatte ich mir höflichſt mitzuteilen, daß ich Dienstag, den 2. Juli

für jedes Körpergewicht passend.
Büschdorferstr. 10 eine

C F Ritter Leipzigerstr. 90.Rind u. Schweineschlächterei
Iverbunden mit Verkauf von ff. Aufſchnitt u. Wurſtwaren,

les Metenn.
eröffnen werde.

Es ſoll mein eifrigſtes Beſtreben ſein, meine werte Kundſchaft

Preis 20 Pfennig.
Zu beziehen durch

durch preiswerte und reelle Ware, ſowie durch aufmerkſame und
kulante Bedienung zufrieden zu ſtellen. Jch ſpreche die ergebene
vie ans mein junges Unternehmen freundlichſt unterſtützen zu
wolle Es zeichnet mit ergebener Hochachtung

3 Volksbuchhanälung.Richard SchiIIer. ne a ber en
e eHonigkuchen mit Schokolade
überzogen) probiert Ich
möchte Sie gern als Kunden
a Dagrh Breitestrasse t

reitestrasse 1,(ar booch, Mariitiatz (rurm

und Leipzigerstrasse 6162.

r

Rucksäcke
Bei der Zusammenstellung unserer Sortimente
haben wir jedem Wunsche Rechnung getragen.
Wir legen besonderen Wert auf wasserdichte,
feste Stoffe, gute starke Riemen und aussèr-
gewöhnlich billige Preise.

Kinder-Rucksäcke von 75 Pf. an
Herren-Rucksäcke von 1.85 M. an.

C. F. Ritter, Halle a. S.,
Leipzigerstrasse 90.

Mitglied des Rabatt Spar-Verines.

Frauen
brauchen bei trug u. Unregel
mäßtzigkeit. ſow. Weißfluß nur
Scheidig's Salfnerol. Garant.
unſchädlich. Pulver 4 M., Tropfench 8—10 M. ſow. ſämtl. hygie
niſche Bedarfsartikel billigſt.

citäſschecieDep.

Graſeweg Za, palle g.menbed enung. Kückvorto.

C

Arheitsmarkt
Haus- Zimmermann

für r See oder nach Feier-abend

Nansarpeiterinnen
gesuoht von

Gustav Uhlig, Halfe a. S.
v und vorteilhafte

Bezugsqnelle don

Rund n. m

rein chgeſtimmt,

Dentſche u. ritee ſolide
i koſtenlos.

Kustav ün Uhlig,
Uhrmacher,größtes ger der Provinz in

Rabattmarken.

Muſik Jnſtrumenten,untere Leipzigerſtraße. u
Beachten Sie das äritle Schaulensiter

ohne Bis, 50 Pf.
C. F. Ritter Leipzigerstr. 90.

Rabattmarken.

Auch bei 40 Grad Hitze

Soefische
tadellos friſch!

Dienstag früh in Eispackung:

Bratschotlen 25 4
22

ſelten dick u. fett
Kabeljau

g 4C.

g 264
ohne Kopf

Karbhonaden
bratfertig 25 2

Sqhgutisgn mit do 19 3

64„Nordses.

Schellfisch

Größter Seefiſchhandel d. Welt

e

ohne Kopf

400 Zentneralte Kartoffeln
ſind ab Bahnhof Halle zu ver-
kaufen. Auskunft bei Moritz,
Reſtaurant Güterbahnhof.

T enernim t

Halle a- S.,
Landwehrſtratze 9, nahe am

ahnhof

Engros-Lager
empfehlen Wiederverkäufern

für die

Sommerkerte:

Stocklaternen
Kinderfahnen

Spielwaren
Verloſungsgegenſtünde

Abſchießſterne
Abſchießvögel

Geſchenke für Kinder
Größte Auswahl.

Billigſte Preiſe.Heilbrun &pinner, b. m. b. Geiststr.
öberponinger. e W Tel. 8114.Für die Inſerate verantwortlich: Rob. Jlgner. Drud der Halleſch. GenoſſenſchBuchdruck. E. G. m. b. H.) Verleger vorm. Aug. Groß, jetzt A. Jähnig, Sämtl. i. Halle a. S.
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